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 Zusammenfassung 
In den letzten Jahrzehnten hat das internationale System einen grundlegenden Strukturwandel 
erfahren. Der traditionelle Hauptakteur der internationalen Bühne, der souveräne National-
staat, ist immer weniger in der Lage, die aktuellen Herauforderungen, z. B. globale Umwelt-
probleme oder den transnationalen Terrorismus, allein zu bewältigen. Nichtregierungsorgani-
sationen und transnationale Konzerne sind zu wichtigen Akteuren im internationalen System 
geworden. Angesichts der Veränderungen stellt sich die Frage, inwieweit das Völkerrecht 
bislang darauf reagiert hat, bzw. welche Reformen erforderlich sind, damit es auch weiterhin 
den rechtlichen Rahmen zur Regulierung der inter- und transnationalen Beziehungen bereit-
stellen kann. Der vorliegende INEF-Report untersucht exemplarisch für das Politikfeld Men-
schenrechte grundlegende Modifikationen, die auf einen Paradigmenwechsel im internationa-
len Recht hindeuten könnten: die Einbindung nichtstaatlicher Akteure in die internationale 
Rechtsordnung, Konstitutionalisierungstendenzen und eine gemeinschaftliche Rechtsdurch-
setzung im Politikfeld Menschenrechte. Sind sie bereits so weit fortgeschritten, dass von ei-
nem Weltinnenrecht gesprochen werden kann? Da das Konzept eines Weltinnenrechts kei-
neswegs unumstritten ist, werden darüber hinaus zentrale Argumente der Debatte nachge-




In recent decades fundamental structural changes have taken place in the international system. 
The sovereign nation state as the traditional main body no longer holds the position to cope 
with current challenges like global environmental problems or the transnational terrorism. 
Non-governmental organizations and transnational corporations today are important players at 
the international level. In view of these changes two questions arise. Did international law 
react on them and how? Which kind of reforms will be necessary to secure that international 
law will be able to serve as a legal framework of inter- und transnational relations in the fu-
ture? This INEF-Report examines fundamental modifications in the field of human rights that 
may indicate a change of paradigm: the integration of non state players in international law, 
constitutional tendencies and a common enforcement of law. Have these modifications al-
ready made enough progress to result in a world domestic law (Weltinnenrecht)? Because of 
the heated controversy about the draft of a world domestic law, crucial arguments of the dis-
cussion are presented. Furthermore obstacles to its realization are exemplified. 
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1. Einleitung 
Die Geschichte des modernen Völker-
rechts ist eng verbunden mit der Entste-
hung des souveränen Staates, dessen 
Geburtsstunde auf den Westfälischen 
Frieden von 1648 datiert wird. Ausges-
tattet mit innerer und äußerer Souveräni-
tät galten die Staaten seit diesem Zeit-
punkt als die zentralen Akteure des in-
ternationalen Systems, die sich zur Re-
gulierung ihrer Beziehungen untereinan-
der freiwillig auf bestimmte Normen 
einigten. Das Völkerrecht hatte somit 
zunächst den Charakter eines „Koordina-
tionsrechts“ zwischen relativ unabhängi-
gen Akteuren. Ab dem 19. Jahrhundert 
folgte eine Phase, in der die Staaten er-
kannten, dass sie viele Probleme nicht 
mehr eigenständig würden lösen können, 
was sie zur institutionalisierten Zusam-
menarbeit veranlasste. Von der gemein-
samen Aufgabenerfüllung im nichtpoliti-
schen, technischen Bereich, z. B. im 
Rahmen internationaler Flusskommissi-
onen, die ab 1815 entstanden oder durch 
den 1865 gegründeten Weltpostverein, 
breitete sich die Kooperation schließlich 
bis in die Friedenssicherung aus, was 
sich 1919 in der Gründung des Völker-
bundes niederschlug. Diese „Kooperati-
onsphase“ des Völkerrechts setzte sich, 
unterbrochen durch die zwei Weltkriege, 
bis heute fort, wobei sich die Interaktio-
nen der Staaten stetig intensivierten. 
Sowohl die Globalisierungsprozesse als 
auch die Beendigung des Kalten Krieges 
haben dann in den letzten Jahrzehnten 
dazu beigetragen, dass das internationale 
System und mit ihm sein Hauptakteur, 
der souveräne Nationalstaat, grundle-
gende Veränderungen erfuhren. Einer-
seits überfordern neue Herausforderun-
gen wie z. B. globale Umweltprobleme 
oder der transnationale Terrorismus den 
einzelnen Staat zunehmend, andererseits 
spielen mittlerweile nichtstaatliche Ak-
teure wie Nichtregierungsorganisationen 
(NRO) oder transnationale Konzerne 
(TNK) eine wichtige Rolle auf internati-
onaler Ebene. Dieser Strukturwandel 
erzeugt erheblichen Reformdruck und 
Regelungsbedarf.  
In dieser Situation wird verstärkt disku-
tiert, inwieweit das Völkerrecht auf diese 
Veränderungen reagieren muss, und 
welche Gestalt es im 21. Jahrhundert 
annehmen sollte, um auch weiterhin die 
rechtliche Grundlage zur Regulierung 
der inter- und transnationalen Beziehun-
gen bilden zu können und um das geeig-
nete Instrumentarium zur Lösung der 
globalen Probleme bereitzustellen.1 Ob 
und welche Reformen notwendig sind, 
ist dabei umstritten. Die Positionen die-
ser Debatte reichen von der Forderung, 
ein konsensorientiertes zwischenstaatli-
ches Vertragsrecht beizubehalten, bis hin 
zu der Position, dass zur Lösung der 
aktuellen Probleme ein konstitutionali-
siertes Weltinnenrecht erforderlich sei 
(vgl. Enquete-Kommission 2002: 433). 
Als wesentliche Elemente eines solchen 
Weltinnenrechts gelten die Einbindung 
nichtstaatlicher Akteure in das Völker-
recht, die objektive, d. h. vom Willen 
einzelner Staaten unabhängige Geltung 
der internationalen Rechtsordnung sowie 
                                                 
1 Z. B. hat die Stiftung Entwicklung und 
Frieden im Rahmen des Politikforums 
„Prozesse der internationalen Verrechtli-
chung – Innovative Wege der globalen Po-
litikgestaltung“ diverse Workshops veran-
staltet, auf denen über die Zukunft des Völ-
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eine daraus abgeleitete zuverlässige ü-
berstaatliche Rechtsdurchsetzung.2
Angesichts des Krieges, den die USA 
und ihre „Koalition der Willigen“ im 
Frühjahr 2003 gegen den Irak geführt 
haben, wirkt die Beschäftigung mit der 
Frage, ob sich das Völkerrecht auf dem 
Weg zu einem Weltinnenrecht befindet, 
auf den ersten Blick realitätsfern. Denn 
ist nicht die Einhegung der Gewalt und 
die friedliche Beilegung von Konflikten 
die zentrale Aufgabe jeder Rechtsord-
nung, insbesondere aber des Völker-
rechts? 
So schwerwiegend erscheint der Völker-
rechtsbruch der USA und so eindeutig 
scheint sich das Recht des Stärkeren 
gegenüber einer Weltrechtsordnung 
durchgesetzt zu haben, dass vielfach 
nicht mehr nur von einem Rückschlag 
bei der Weiterentwicklung des Völker-
rechts gesprochen, sondern „das Ende 
der gegenwärtigen Weltordnung“ vor-
hergesagt wird (z. B. vom Völkerrechtler 
Christian Tomuschat, zit. nach Bruha 
2003).  
Aber sollten nicht gerade in einer Phase, 
in der sich das internationale Rechtssys-
tem in einer ernsten Krise befindet, Be-
fürworter einer globalen Ordnung, die 
auf verbindlichen Rechtsnormen beruht, 
ihre Vision besonders vehement vertei-
                                                 
2 Diese Elemente entsprechen einem von 
dem Kieler Völkerrechtler Jost Delbrück 
entwickelten Konzept, der den Begriff des 
Weltinnenrechts entscheidend geprägt hat 
(vgl. z. B. Delbrück 2000 oder 2001). Der 
vorliegende INEF-Report konzentriert sich 
auf diese drei Teilbereiche, wobei sicher-
lich auch andere Aspekte, wie z. B. die 
Frage nach einem legitimen Prozess der 
Rechtsetzung (Stichwort „Demokratiedefi-
zit“), wichtig sind.  
digen? Und ist nicht gerade jetzt der 
Wunsch nach der rechtlichen Einhegung 
der Hegemonialmacht USA besonders 
groß? 
Ein Rückblick auf die Entwicklungsge-
schichte des Völkerrechts zeigt, dass das 
internationale Recht durch eine stetige 
Weiterentwicklung und Ausweitung ge-
kennzeichnet ist, die jedoch immer wie-
der durch Rückschläge unterbrochen 
wurde. Der Krieg gegen den Irak sowie 
der unilaterale Kurs der USA unter der 
Bush-Administration insgesamt müssen 
zweifellos als Rückschläge dieser Art 
gewertet werden. Häufig waren es aber 
gerade Katastrophen, wie die zwei Welt-
kriege, die wichtige Innovationen ange-
stoßen haben, z. B. die Gründung des 
Völkerbundes und der Vereinten Natio-
nen und die rechtliche Verankerung ei-
nes zunächst partiellen Kriegsverbotes 
bis hin zu einem umfassenden Gewalt-
verbot, wie es heute in der Charta der 
Vereinten Nationen festgelegt ist. Nicht 
vergessen werden dürfen zudem die e-
normen Fortschritte, die seit dem Ende 
des Kalten Krieges in Bezug auf die in-
ternationale Rechtsordnung erzielt wor-
den sind. Die Errichtung des Internatio-
nalen Strafgerichtshofes (IStGH) zur 
Ahndung schwerster Völkerrechtsver-
brechen ist hier das herausragendste Er-
gebnis.  
 
Ziel dieses INEF-Reportes ist eine Ana-
lyse des derzeitigen Entwicklungsstadi-
ums der internationalen Rechtsordnung. 
Die zentrale Frage hierbei lautet: Findet 
ein Paradigmenwechsel im Völkerrecht 
statt und wenn ja, welche Anzeichen gibt 
es dafür, dass sich die internationale 
Rechtsordnung in einer Phase der 
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Transformation zu einem Weltinnenrecht 
befindet?  
Angesichts der großen Anzahl an Poli-
tikbereichen, in denen die internationale 
Verrechtlichung sehr unterschiedlich 
vorangeschritten ist, konzentriert sich 
diese Analyse auf ein spezifisches Feld. 
Der Entwicklungsstand auf dem Weg zu 
einem Weltinnenrecht wird exemplarisch 
am Beispiel des Menschenrechtsschutzes 
untersucht, denn insbesondere die Men-
schenrechte sind ein zentrales Element 
einer Weltinnenrechtsordnung, die dem 
Schutz grundlegender Werte der globa-
len Gemeinschaft dient. 
Zur Beantwortung der zentralen Frage 
werden in den Kapiteln 2 bis 4 wesentli-
che Bausteine eines Weltinnenrechts auf 
ihre Realisierung im Bereich der Men-
schenrechte hin untersucht: die Einbin-
dung nichtstaatlicher Akteure in die in-
ternationale Rechtsordnung (Kapitel 2), 
mögliche Konstitutionalisierungstenden-
zen des Völkerrechts (Kapitel 3) sowie 
Reformansätze bei den Formen und Ver-
fahren zur Rechtsdurchsetzung (Kapitel 
4). Zudem werden jeweils Pro und Cont-
ra zu den einzelnen Entwicklungen the-
matisiert sowie Probleme und Hindernis-
se bei der Umsetzung aufgezeigt.  
2. Die Einbindung nichtstaat-
licher Akteure in die inter-
nationale Rechtsordnung 
Seit einigen Jahrzehnten unterliegt das 
internationale System einem grundle-
genden Wandel. Ein wesentliches Cha-
rakteristikum der aktuellen Veränderun-
gen ist der zunehmende Verlust von 
Steuerungsfähigkeit der Nationalstaaten. 
Immer mehr traditionell staatliche Auf-
gaben im Inneren wie im Äußeren wer-
den von nichtstaatlichen Akteuren wahr-
genommen. Private Akteure sind somit 
zunehmend in die internationalen Bezie-
hungen involviert und der Nationalstaat 
ist als Folge dessen nicht länger der al-
leinige Akteur auf der internationalen 
Bühne.3 Diesem Umstand tragen die 
Staaten, wenn auch zögerlich, dadurch 
Rechnung, dass sie die Tätigkeiten der 
privaten Akteure in ihren völkerrechtli-
chen Vereinbarungen formell berück-




sind zu zentralen Akteuren auf der inter-
nationalen Bühne geworden und nehmen 
in steigendem Maße Einfluss auf die 
Formulierung, Implementierung und 
Durchsetzung internationalen Rechts. 
Zwar ist ihr Einfluss in der Regel noch 
informell, aber ihre Beteiligung an der 
Gestaltung der internationalen Bezie-
hungen wird zunehmend institutionali-
siert, d. h. völkerrechtlich verankert. 
Eine der ältesten Formen der Einbindung 
von NRO in die Arbeit internationaler 
Organisationen ist die Einräumung eines 
Konsultativstatus durch den Wirtschafts- 
und Sozialrat der Vereinten Nationen 
                                                 
3 Die Autorin ist sich der Problematik be-
wusst, dass der Staat heute nicht mehr als 
einheitlicher und nach außen geschlossen 
auftretender Akteur verstanden werden 
kann. Vielmehr muss er als der Zusammen-
schluss einer Vielzahl von Handlungsein-
heiten begriffen werden, die entweder selb-
ständig grenzüberschreitend handeln oder 
die Außenpolitik der Regierung beeinflus-
sen können (vgl. z. B. Messner 2002). Da 
aber im Völkerrecht nach wie vor der sou-
veräne Staat den zentralen Bezugspunkt 
darstellt, wird dieser Begriff im vorliegen-
den Text verwendet 
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(Economic and Social Council, ECO-
SOC). Auf der Grundlage von Artikel 71 
der UN-Charta hat der ECOSOC diverse 
Resolutionen erlassen4, die die Voraus-
setzungen für eine Akkreditierung fest-
legen.5 Diese Möglichkeit der Beteili-
gung besteht bereits seit der Gründung 
der Vereinten Nationen, wobei die An-
zahl der akkreditierten NRO stetig ge-
stiegen ist. Während im Jahr 1948 ledig-
lich 40 NRO über einen Konsultativsta-
tus verfügten, sind es heute 2.418.6 Die 
NRO werden einer der drei folgenden 
Kategorien zugeteilt (vgl. ECOSOC-
Resolution 1996/31, Ziffer 22-23):  
Organisationen, die sich mit dem größ-
ten Teil der Tätigkeiten des Rates und 
seiner Nebenorgane befassen, erhalten 
einen allgemeinen Konsultativstatus. 
Diesen Status erhalten in erster Linie 
internationale Dachverbände wie z. B. 
die International Confederation of Free 
Trade Unions. 
Organisationen, die nur in einigen be-
stimmten Themenbereichen des Rates 
und seiner Nebenorgane eine besondere 
                                                 
4 Zuletzt die Resolution E/1996/31 („Consul-
tative relationship between the United Na-
tions and non-governmental organiza-
tions“). 
5 Der ECOSOC legt dabei ein weites Ver-
ständnis von nichtstaatlichen Organisatio-
nen zugrunde. Neben Zusammenschlüssen 
von Individuen und Gruppen, die nicht von 
staatlichen Stellen organisiert oder abhän-
gig sind und die sich für gemeinsame Werte 
und Ziele einsetzen, also NRO im engeren 
Sinne, verfügen auch Organisationen, die 
sich aus Industrievertretern und Unterneh-
mensverbänden zusammensetzen, wie z. B. 
der World Business Council for Sustainable 
Development oder die Internationale Han-
delskammer über einen Konsultativstatus. 
6 Quelle: http://www.un.org/esa/coordination 
/ngo/ (gelesen am 28.04.2004). 
Sachkunde aufweisen, erhalten einen 
besonderen Konsultativstatus (z. B. Am-
nesty International oder Greenpeace). 
Andere Organisationen, die nach Mei-
nung des Rates oder des Generalsekre-
tärs der Vereinten Nationen gelegentlich 
einen nützlichen Beitrag zur Arbeit des 
Rates, seiner Nebenorgane oder anderer 
Organe der Vereinten Nationen im Rah-
men ihrer jeweiligen Zuständigkeit leis-
ten können, werden in eine Liste aufge-
nommen (z. B. die International Human 
Rights Association of American Minori-
ties). 
Den drei Kategorien sind unterschiedlich 
weitreichende Beteiligungsrechte zuge-
ordnet. Über die umfangreichsten Rechte 
verfügen NRO mit einem generellen 
Konsultativstatus. Sie haben ein Vor-
schlagsrecht für die Tagesordnungen des 
ECOSOC und seiner Unterorgane, sie 
können an den Sitzungen teilnehmen, 
schriftliche Stellungnahmen für die Sit-
zungen verfassen (bis 2.000 Wörter) und 
mit Genehmigung des ECOSOC münd-
liche Stellungnahmen auf den Sitzungen 
abgeben. Demgegenüber verfügen NRO 
mit einem besonderen Konsultativstatus 
oder solche von der Liste nicht über ein 
Vorschlagsrecht für die Tagesordnun-
gen. Listen-NRO dürfen zudem nur an 
Sitzungen teilnehmen, wenn Themen aus 
ihrem Spezialgebiet auf der Tagesord-
nung stehen. NRO mit einem besonderen 
Konsultativstatus können schriftliche 
Stellungnahmen bis zu 500 Wörter (bzw. 
1.500 Wörter für Sitzungen der Unteror-
gane) verfassen. Listen-NRO haben da-
gegen kein Recht, schriftliche Stellung-
nahmen einzureichen. Mündliche Stel-
lungnahmen können NRO mit besonde-
rem Status nur vor den Unterorganen des 
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ECOSOC abgeben, Listen-NRO verfü-
gen über dieses Recht nicht (vgl. ECO-
SOC-Resolution 1996/31, Ziffer 33-38).  
Nur vergleichsweise wenige der über 
2.000 akkreditierten NRO verfügen über 
den allgemeinen Konsultativstatus und 
die damit verbundenen weitreichenden 
Beteiligungsrechte (derzeit 131). Die 
meisten NRO erhalten einen besonderen 
Konsultativstatus (derzeit 1.376) und 
911 stehen auf der Liste.7 Für NRO aller 
drei Kategorien besteht zudem die Mög-
lichkeit, sich für die UN-
Weltkonferenzen zu akkreditieren. Wie 
intensiv diese Beteiligungsmöglichkeit 
von NRO genutzt wird, veranschauli-
chen die Teilnehmerzahlen des so ge-
nannten „Earth Summit + 5“, dem Fol-
low up zur Rio Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung, der 1997 in New York 
stattfand. Daran nahmen neben rund 
2.500 Regierungsvertretern auch ca. 
1.000 Vertreter von NRO teil.8 Es ist 
dabei aber lediglich vorgesehen, dass 
NRO kurze Beiträge vor dem Plenum 
oder den Nebenorganen der Konferenz 
halten können. Sie verfügen jedoch nicht 
über ein Stimmrecht. 
Neben dieser Institutionalisierung der 
Beteiligungsrechte für NRO im Bereich 
des Agenda-Settings werden NRO im-
mer häufiger auch formal in die Über-
wachung der Einhaltung internationaler 
Übereinkommen eingebunden. Am wei-
testen fortgeschritten ist diese Einbin-
dung im Menschenrechtsbereich, wo 
neben dem Individuum auch NRO Betei-
                                                                                                 
7 Quelle: http://www.un.org/esa/coordination 
/ngo/ (gelesen am 28.04.2004). 
8 Quelle: 
http://www.nachhaltigkeit.aachener-stif 
tung.de (gelesen am 28.01.2003). 
ligungsrechte für die gerichtliche bzw. 
gerichtsähnliche Rechtsdurchsetzung 
eingeräumt werden. Verschiedene regio-
nale Menschenrechtsverträge sehen mitt-
lerweile die Möglichkeit vor, dass auch 
NRO Beschwerden bei den Überwa-
chungsorganen einreichen können. Ge-
mäß Artikel 34 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK)9 haben 
neben natürlichen Personen auch nicht-
staatliche Organisationen oder Perso-
nengruppen ein Klagerecht vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR). Allerdings ermöglicht 
der Artikel keine Popularklage (actio 
popularis), d. h. eine NGO kann ledig-
lich eigene Rechte, die ihr als Organisa-
tion zustehen, im Gerichtsverfahren gel-
tend machen, nicht aber die Rechte Drit-
ter. Die Möglichkeit der Einforderung 
von Rechten wie der Versammlungs- 
und Vereinigungsfreiheit gemäß Artikel 
11 der EMRK oder des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung nach Artikel 10 der 
EMRK sind jedoch wichtig, damit sich 
die Zivilgesellschaft effektiv organisie-
ren kann. 
Hiervon unterscheidet sich das Be-
schwerdeverfahren gemäß Artikel 44 der 
Amerikanischen Menschenrechtskon-
vention (AMRK), wonach NRO der 
Menschenrechtskommission Beschwer-
den über Verletzungen der Konvention 
einreichen können, ohne geltend machen 
zu müssen, in ihren eigenen Rechten 
verletzt worden zu sein. „Auch Dritte 
können hier die Rechte eines Opfers ei-
 
9 In der Fassung des „Protokoll Nr. 11 zur 
Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten über die Um-
gestaltung des durch die Konvention einge-
führten Kontrollmechanismus“ vom 11. 
Mai 1994 (in Kraft seit November 1998). 
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ner Konventionsverletzung rügen. Für 
die AMRK besteht daher grundlegend 
die Möglichkeit einer Popularbeschwer-
de“ (Hempel 1999: 190).  
Gleiches gilt auch für die Afrikanische 
Konvention der Menschenrechte und 
Rechte der Völker. Artikel 55 der Kon-
vention legt fest, dass die Afrikanische 
Menschenrechtskommission ermächtigt 
ist, Beschwerden von NRO zu untersu-
chen. 
Eine sehr innovative Regelung wurde 
auf europäischer Ebene zum Schutz der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Rechte durch ein 1998 in Kraft getre-
tenes Zusatzprotokoll zur Europäischen 
Sozialcharta eingeführt.10 Gemäß Artikel 
1 (b) können u. a. NRO bei Verstößen 
gegen die Charta Kollektivbeschwerde 
beim Europäischen Sozialrechtsaus-
schuss einreichen. Die erste Beschwerde 
wurde 1998 durch die Internationale 
Juristenkommission gegen Portugal auf-
grund eines Verstoßes gegen Artikel 7 
(1) der Charta (Verbot von Kinderarbeit) 
eingereicht. In diesem Fall hat der Aus-
schuss zwischenzeitlich einen Verstoß 
der Charta festgestellt und seine Ent-
scheidung an das Ministerkomitee des 
Europarates weitergeleitet. Das Minis-
terkomitee wiederum hat in einer Reso-
lution vom Dezember 1999 die portugie-
sische Regierung dazu aufgefordert, in 
ihrem nächsten Staatenbericht darzule-
gen, welche Maßnahmen sie in Bezug 
auf die vom Ausschuss getroffenen 
Empfehlungen eingeleitet hat (vgl. Reso-
lution ChS (99) 4, 15 December 1999). 
                                                 
                                                
10 Additional Protocol to the European Social 
Charter providing for a System of Collec-
tive Complaints, European Treaty Series – 
No. 158, Strasbourg, 09.11.1995. 
Insgesamt sind bereits 25 Beschwerden 
eingegangen und über 13 von ihnen hat 
der Ausschuss bislang entschieden. Da-
bei hat er acht Verstöße gegen die Charta 
festgestellt u. a. in Bereichen wie der 
Zwangs- oder Kinderarbeit und der Dis-
kriminierung von Personen mit Behinde-
rungen (Stand Mai 2004). Inwieweit 
dieses Verfahren zu einer besseren Um-
setzung der Sozialcharta beitragen kann, 
wird sich angesichts der relativ kurzen 
Zeitspanne seines Bestehens jedoch erst 
noch erweisen müssen. Nicht zuletzt 
deshalb, weil bislang nur elf Staaten das 
Zusatzprotokoll ratifiziert haben. 
Im Vergleich zur regionalen Ebene ist 
die NGO-Beteiligung auf internationaler 
Ebene weitaus weniger ausgebaut. Le-
diglich das sog. „1503-Verfahren“11 er-
möglicht es NRO, Beschwerden gegen 
schwere und systematische Menschen-
rechtsverletzungen bei der UN-Men-
schenrechtskommission (MRK) einzu-
reichen. Anders als bei den Individual-
beschwerdeverfahren werden hier nicht 
einzelne Verstöße untersucht, sondern 
Ländersituationen. Allerdings gilt dieses 
Verfahren als schwerfällig, da in mehre-
ren Stufen diverse Gremien durchlaufen 
werden müssen12 und die von der MRK 
 
11 Benannt nach der Resolution 1503 (XLVII) 
des ECOSOC vom 27.05.1970. 
12 Zunächst prüft das UN-Sekretariat alle Ein-
gänge und kann offensichtlich unbegründe-
te Beschwerden abweisen. Dann wird die 
Beschwerde in der sog. Arbeitsgruppe für 
Mitteilungen untersucht und danach ggf. an 
die sog. Arbeitsgruppe für Situationen wei-
tergeleitet. Schließlich berät die MRK in 
nicht-öffentlicher Sitzung über die Be-
schwerden, die von der Arbeitsgruppe für 
Situationen an sie verwiesen wurden. Die 
MRK gibt dann ggf. Empfehlungen an den 
ECOSOC (vgl. Deutsches Institut für Men-
schenrechte 2003: 30ff). 
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getroffenen Entscheidungen sind ver-
traulich, d. h. sie werden nicht veröffent-
licht. Somit fehlt der „...heilsame Druck 
von Publizität auf den betroffenen Staat“ 
(Weiß 1997: 10). 
2.2 Transnationale Konzerne 
Obwohl insbesondere transnationale 
Konzerne (TNK)13 zu den zentralen pri-
vaten Akteuren auf internationaler Ebene 
zählen, die angesichts ihrer wirtschaftli-
chen Macht einen großen Einfluss auf 
die Gestaltung der internationalen Be-
ziehungen ausüben, ist ihr Handeln nicht 
Gegenstand verbindlicher zwischenstaat-
licher Vereinbarungen, d. h. sie unterlie-
gen derzeit keinen sie unmittelbar bin-
denden völkerrechtlichen Verpflichtun-
gen. TNK sind jedoch Adressaten einer 
Vielzahl sog. „soft law“ Regeln.14 Ein 
Beispiel sind die „OECD Leitsätze für 
multinationale Unternehmen in ihrer 
revidierten Fassung aus dem Jahr 
2000“, die internationale Sozial-, Um-
welt- und Menschenrechtsstandards auf-
greifen. Es handelt sich hierbei um einen 
freiwilligen Verhaltenskodex für Kon-
                                                 
13 Hierunter sind Unternehmen zu verstehen, 
die über Produktionsstätten und Niederlas-
sungen in mehreren Staaten verfügen, einen 
großen Teil ihrer Umsätze im Ausland täti-
gen und ihre strategische Unternehmens-
planung weltweit ausrichten (vgl. Kimmi-
nich/Hobe 2000: 152). 
14 Zu diesem ‚weichen Völkerrecht’ führt 
Hobe aus: „Soweit es bereits geltendem 
Recht entspricht, stärkt es bestehende 
Rechtsnormen, soweit es im Entstehen be-
griffene Rechtsnormen (d. h. solche in statu 
nascendi) betrifft, fördert es die Bildung 
entsprechenden Gewohnheitsrechts und 
mag dessen Kodifizierung vorbereiten. 
Auch als Indiz für eine beabsichtigte künfti-
ge gewohnheitsrechtliche Staatenpraxis 
mögen derartige Akte von Bedeutung sein.“ 
(Kimminich/Hobe 2000: 192). 
zerne, die ihren Sitz in einem der 
OECD-Mitgliedsländer haben. Zwar 
wurden Beschwerdeinstanzen eingerich-
tet, so genannte Nationale Kontaktstel-
len, denen Verstöße gegen die Leitsätze 
gemeldet werden können, dies führt al-
lerdings aufgrund der fehlenden Ver-
bindlichkeit zu keinerlei Sanktionen ge-
gen das betreffende Unternehmen (vgl. 
Hamm 2002: 12). Es wird daher insbe-
sondere von NRO-Seite gefordert, Un-
ternehmen auf international verbindliche 
Verhaltensstandards zu verpflichten. 
Ein Schritt in diese Richtung könnten die 
„UN-Norms on the Responsibility of 
Transnational Corporations and other 
Business Enterprises with Regard to 
Human Rights“ sein, die im August 2003 
von der Unterkommission für die Förde-
rung und den Schutz der Menschenrech-
te, einem Unterorgan der MRK, verab-
schiedet wurden. Diese Normen stellen 
insofern ein Novum dar, als sie neben 
den Staaten auch TNK beim Menschen-
rechtsschutz unmittelbar in die Verant-
wortung nehmen. Angesichts des zu-
nehmenden Einflusses von TNK wird 
auf die Gefahr verwiesen, dass sich ihre 
Aktivitäten negativ auf die Verwirkli-
chung von Menschenrechten, sozialen 
Mindeststandards und Umweltschutzbe-
stimmungen auswirken können. Aus 
diesem Grund wird eine Verantwor-
tungsteilung zwischen Staaten und Un-
ternehmen vorgeschlagen. Zwar obliegt 
auch weiterhin den Staaten die primäre 
Verantwortung für den Schutz und die 
Förderung der Menschenrechte, aber 
auch den Unternehmen kommt gemäß 
Artikel 1 der Normen die Verpflichtung 
zu, bei ihren Aktivitäten und im Rahmen 
ihrer Einflussmöglichkeiten, die Men-
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schenrechte nicht nur zu beachten, son-
dern auch zu fördern und zu schützen 
(vgl. Resolution E/CN.4/Sub.2/2003/12 
/Rev.2, vom 26. August 2003). In den 
Normen wird die Einstellung vertreten, 
„... dass die Unternehmen eigenständige 
Verpflichtungen im Hinblick auf die Ein-
haltung der Menschenrechte haben, wel-
che sich überdies nicht lediglich darin 
erschöpfen, nicht durch eigene Aktivitä-
ten Menschenrechte zu verletzen bezie-
hungsweise wissentlich oder fahrlässig 
von Menschenrechtsverletzungen durch 
Staaten zu profitieren. Vielmehr wird 
ihnen auch die positive Verhaltenspflicht 
auferlegt, ihren bestehenden Einfluss auf 
innerstaatlicher wie internationaler Ebe-
ne zugunsten der Verwirklichung der 
Menschenrechte geltend zu machen“ 
(Nowrot 2003: 13). 
Bislang ist jedoch noch nicht absehbar, 
ob aus den Normen ein verbindlicher 
völkerrechtlicher Vertrag hervorgehen 
wird. 
2.3 Individuen 
Traditionell war allein der Nationalstaat 
für die Durchsetzung der Interessen sei-
ner Bürger auf der Ebene jenseits des 
Staates zuständig. Dies hatte die voll-
ständige Mediatisierung des Einzelnen 
zur Folge.15 Die Entwicklung des inter-
nationalen Menschenrechtsschutzes nach 
1945 hat in dieser Hinsicht allerdings 
eine grundlegende Veränderung einge-
läutet. Immer mehr Menschenrechtsver-
träge auf regionaler und auch auf inter-
                                                 
                                                
15 Davon gab es lediglich zwei Ausnahmen: 
das humanitäre Recht im Krieg und das Pi-
raterieverbot, die sich unmittelbar an den 
Einzelnen richteten (vgl. Delbrück 1998: 
56). 
nationaler Ebene räumen dem Indivi-
duum heute die Möglichkeit ein, seine 
Rechte eigenständig einzufordern. So 
wurden für den Internationalen Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte (Zivil-
pakt), für das Übereinkommen zur Be-
seitigung jeder Form der Rassendiskri-
minierung (Anti-Rassismuskonvention), 
für das Übereinkommen gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe (Anti-Folterkonvention) und für 
das Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Diskriminierung der Frau (Frauen-
rechtskonvention) Individualbeschwer-
deverfahren eingeführt. Diese Verfahren 
berechtigten jede Person, die sich in ih-
ren vertraglich verankerten Rechten ver-
letzt fühlt, nach Ausschöpfung des nati-
onalen Rechtsweges, Beschwerde bei 
dem für den jeweiligen Vertrag zustän-
digen Ausschuss einzureichen.16 Die 
Individualbeschwerde ist jedoch nur für 
Bürger solcher Staaten zulässig, die die-
ses Verfahren ausdrücklich anerkannt 
haben, und dies sind in der Regel weit 
weniger als die Verträge ratifiziert ha-
ben.17
 
16 Dies sind: der Menschenrechtsausschuss 
für den Zivilpakt, der Ausschuss für die Be-
seitigung der Rassendiskriminierung für die 
Anti-Rassismuskonvention, der Ausschuss 
gegen Folter für die Anti-Folterkonvention 
und der Ausschuss für die Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau für die Frauen-
rechtskonvention. 
17 Von den 152 Mitgliedsstaaten des Zivilpak-
tes haben 104 das Zusatzprotokoll zur Ein-
führung der Individualbeschwerde ratifi-
ziert. Von den 169 Mitgliedsstaaten der An-
ti-Rassismuskonvention erkennen 42 das 
Individualbeschwerdeverfahren an. Von 
den 136 Vertragsstaaten der Anti-Fol-
terkonvention lassen 53 die Individualbe-
schwerde zu und in 60 der 177 Mitglieds-
staaten der Frauenrechtskonvention, ist eine 
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Die entsprechenden Ausschüsse sind mit 
unabhängigen Experten besetzt, die die 
Beschwerden untersuchen. Sie können 
jedoch im Gegensatz zu ordentlichen 
Gerichten keine rechtsverbindlichen 
Urteile fällen, sondern lediglich Empfeh-
lungen aussprechen und es bleibt letzt-
lich den Staaten überlassen, ob sie diese 
Empfehlungen befolgen. Allerdings hat 
der Menschenrechtsausschuss des Zivil-
paktes seit 1990 ein so genanntes Fol-
low-up-Verfahren eingerichtet, das der 
Überwachung der Einhaltung der Aus-
schussentscheidungen dient. Die Be-
schwerdeführer können sich im Rahmen 
dieses Verfahrens an einen Sonderbe-
richterstatter wenden, wenn ein Staat die 
Empfehlungen innerhalb einer festgeleg-
ten Frist nicht umsetzt. Der Sonderbe-
richterstatter versucht dann, den Staat 
zur Befolgung zu bewegen. Er kann dazu 
u. a. auf Pressekonferenzen dessen Ver-
halten öffentlich machen (vgl. Weiß 
1996: 10).  
Die Möglichkeit, ihre Rechte vor Men-
schenrechtsgerichtshöfen einzuklagen, 
besteht für Individuen bislang nur in 
einigen Regionen der Welt. Besonders 
weit fortgeschritten ist der Menschen-
rechtsschutz in Europa. Bürger aus Staa-
ten ,die Mitglied im Europarat sind, 
können, wenn sie sich in ihren durch die 
EMRK geschützten Rechten verletzt 
fühlen, die Einhaltung dieser Rechte im 
Wege eines Gerichtsverfahrens vor dem 
EGMR einklagen. Positiv ist hierbei her-
vorzuheben, dass der Europarat auch die 
                                                                   
                                                
Individualbeschwerde möglich. Quelle: 
http://www.unhchr.ch/pdf/report.pdf (Stand 
Juli 2004). 
Einhaltung der Urteile überwacht.18 Ein 
weiteres Beispiel ist der Inter-Ameri-
kanische Gerichtshof für Menschenrech-
te (IAGMR),19 der für die Überwachung 
der Einhaltung der AMRK zuständig ist. 
Zudem trat mit der Ratifizierung durch 
den 15. Staat im Januar 2004 offiziell 
das Protokoll zur Errichtung eines Afri-
kanischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte in Kraft. 
Auf der anderen Seite besteht heute be-
züglich der strafrechtlichen Verantwort-
lichkeit des Individuums für völkerrecht-
liche Verbrechen angesichts der Errich-
tung der Ad-hoc Tribunale für Jugosla-
wien (1993) und Ruanda (1994) durch 
den UN-Sicherheitsrat, der Errichtung 
des Internationalen Strafgerichtshofs 
(IStGH) im Jahr 1998 auf der Grundlage 
eines multilateralen Vertrages, des sog. 
Römischen Statutes und diverser Son-
dergerichte wie z. B. dem Special Court 
for Sierra Leone aus dem Jahr 2002, der 
auf der Grundlage eines Vertrages zwi-
schen Sierra Leone und den Vereinten 
Nationen entstanden sind, kein Zweifel 
mehr. Während die Zuständigkeit der 
Ad-hoc Tribunale und Sondergerichte 
auf die Verfolgung völkerrechtlicher 
 
18 In einem Fall, in dem die Türkei durch den 
EGMR zur Zahlung von Schadenersatz 
verurteilt wurde, dem Urteil aber nicht 
nachkam, drohte die parlamentarische Ver-
sammlung des Europarates, dem Minister-
rat zu empfehlen, alle notwendigen Maß-
nahmen zur Umsetzung des Urteils zu er-
greifen, u. a. auch die Festsetzung eines 
Bußgeldes (vgl. Schorlemer 2003: 13). 
19 Allerdings können Betroffene nicht unmit-
telbar vor dem IAGMR klagen, sondern 
müssen zunächst Beschwerde bei der Inter-
Amerikanischen Menschenrechtskommis-
sion einlegen. Lediglich die Kommission 
kann dann eine Klage vor dem Gerichtshof 
einreichen. 
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Verbrechen beschränkt ist, die im Zu-
sammenhang mit einer spezifischen 
kriegerischen Auseinandersetzung ste-
hen, also zeitlich und räumlich begrenzt 
ist, existiert seit Inkrafttreten des Römi-
schen Status für den IStGH im Sommer 
2002 heute erstmals ein permanentes 
internationales Gericht, vor dem sich 
Einzelpersonen für schwerste völker-
rechtliche Verbrechen20 verantworten 
müssen, unabhängig davon, ob diese in 
zwischen- oder innerstaatlichen Konflik-
ten begangen wurden. Der IStGH ist 
gemäß Artikel 12 des Statuts für die 
Ahndung dieser Straftaten zuständig, 
wenn entweder der Staat, auf dessen 
Territorium diese Straftaten begangen 
wurden, oder der Heimatstaat des Täters 
seine Zuständigkeit anerkannt haben.21 
Es können somit nur Verbrechen abgeur-
teilt werden, die auf dem Gebiet oder 
durch Staatsangehörige von Vertrags-
staaten begangen wurden. Insbesondere 
innerstaatliche Konflikte in Nichtver-
tragsstaaten fallen nicht in die Zustän-
digkeit des Gerichts. Es besteht aller-
dings die Möglichkeit, dass der UN-
Sicherheitsrat nach Kapitel VII der UN-
Charta tätig wird und einen Fall an das 
Gericht verweist, unabhängig davon, ob 
das betroffene Land das Statut ratifiziert 
hat oder nicht (vgl. Art. 13 b Römisches 
Statut). Die so genannte „universal ju-
risdiction“, also eine universelle Ge-
richtsbarkeit des IStGH für alle entspre-
chenden Delikte, stellvertretend für die 
gesamte Staatengemeinschaft, konnte 
                                                 
                                                
20 Diese Verbrechen sind: Völkermord, Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit, Kriegs-
verbrechen und Angriffskrieg (Art. 5 Römi-
sches Statut). 
21 Derzeit haben 94 Staaten das Statut von 
Rom ratifiziert (Stand Juli 2004). 
nicht durchgesetzt werden. Zudem ver-
fügt der Gerichtshof lediglich über eine 
komplementäre Zuständigkeit, d. h. er 
kann nur tätig werden, wenn ein Staat 
„...nicht willens oder unfähig [ist], die 
Ermittlungen oder die Strafverfolgung 
ernsthaft durchzuführen...“ (Artikel 17 
des Römischen Statuts). 
Gemäß Artikel 13 kann neben dem UN-
Sicherheitsrat entweder ein Mitglieds-
staat eine Situation an den Gerichtshof 
verweisen oder der Chefankläger des 
Gerichts leitet von sich aus ein Verfah-
ren ein (ex officio).  
Der Ankläger ist im Juni 2004 das erste 
Mal offiziell tätig geworden und hat ein 
formelles Ermittlungsverfahren gegen 
die Demokratische Republik Kongo ein-
geleitet. Der Verlauf dieses Verfahrens 
wird weltweit mit großer Spannung er-
wartet, denn inwieweit der IStGH in 
Zukunft effektiv zur Ahndung schwerer 
Verbrechen beitragen kann, muss sich 
insbesondere angesichts der weltweiten 
Kampagne der USA gegen den Ge-
richtshof22 erst noch erweisen. 
Ein wichtiger Fortschritt im Zusammen-
hang mit der Errichtung der Ad-hoc Tri-
bunale, Sondergerichte und dem IStGH 
 
22 Die amtierende Regierung der USA ver-
folgt unterschiedliche Strategien um eine 
Anklage von US-Bürgern unter allen Um-
ständen zu vermeiden. Bereits zweimal hat 
die Bush-Administration eine Resolution 
im UN-Sicherheitsrat durchgesetzt (2002 
die Resolution 1422 und 2004 die Folgere-
soutlion1487), wonach UN-Personal aus 
Ländern, die dem IStGH-Statut nicht beige-
treten, sind für jeweils ein Jahr von dessen 
Strafverfolgung ausgenommen wurden. 
Darüber hinaus versucht sie, weltweit mit 
möglichst vielen Staaten bilaterale Ab-
kommen zu schließen, in denen eine Nicht-
auslieferung von Angeklagten an den Straf-
gerichtshof vereinbart wird. 
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ist, dass Staatschefs und andere hohe 
Amtsträger sich nicht länger auf ihre 
Immunität berufen können, sondern be-
fürchten müssen, für ihre Taten vor in-
ternationalen Gerichten zur Verantwor-
tung gezogen zu werden.23 Ein Beispiel 
hierfür ist die Anklage des ehemaligen 
jugoslawischen Staatspräsidenten Milo-
sevic vor dem Jugoslawien Tribunal. 
„Das Völkerrecht selbst ist also mit kon-
kreten Unrechtstatbeständen an das In-
dividuum adressiert, das sich für sein 
Handeln nicht mehr hinter ‚seinem’ 
Staat verstecken kann.“ (Kimminich/ 
Hobe 2000: 157). 
2.4 Pro und Contra der 
Völkerrechtssubjektivität 
privater Akteure  
Welche Auswirkung diese Institutionali-
sierung von Rechten und Pflichten priva-
ter Akteure auf den Charakter der inter-
nationalen Rechtsordnung hat, ist um-
stritten. Die Debatte reicht von der An-
nahme, das Völkerrecht sei nach wie vor 
eine rein zwischenstaatliche Ordnung, 
bis hin zu der Position, die Einbindung 
nichtstaatlicher Akteure führe zu einer 
Erweiterung des Kreises der Völker-
rechtssubjekte und sei eines von mehre-
ren Anzeichen einer grundlegenden 
Transformation des Völkerrechts in ein 
Weltinnenrecht. 
                                                 
23 Z. B. besagt Artikel 27 des Römischen 
Statuts: „Dieses Statut gilt gleichermaßen 
für alle Personen, ohne jeden Unterschied 
nach amtlicher Eigenschaft. Insbesondere 
enthebt die amtliche Eigenschaft als Staats- 
oder Regierungschef, Mitglied einer Regie-
rung oder eines Parlaments, gewählter Ver-
treter oder Amtsträger einer Regierung ei-
ne Person nicht der strafrechtlichen Ver-
antwortlichkeit nach diesem Statut und 
stellt für sich genommen keinen Strafmilde-
rungsgrund dar.“ 
Über die Frage, ob das derzeitige Aus-
maß der Einbindung privater Akteure in 
die internationale Rechtsordnung aus-
reicht, um sie als Völkerrechtssubjekte 
anzuerkennen, bzw. inwieweit überhaupt 
anderen Akteuren als den Staaten ein 
Rechtsstatus nach internationalem Recht 
zukommen kann, herrscht unter Völker-
rechtlern keine Einigkeit. Norman Paech 
betont z. B. in einem Gutachten für die 
Enquete-Kommission „Globalisierung 
der Weltwirtschaft“ des Deutschen Bun-
destages, dass das „... Völkerrecht entge-
gen seinem Namen nie ein Recht der 
Völker sondern ausschließlich der Staa-
ten gewesen ist“ (Paech 2001: 5).  
Die Einschätzung einer maßgeblich 
durch den staatlichen Willen geprägten 
internationalen Rechtsordnung trifft sei-
ner Ansicht nach auch heute noch zu. 
Der These einer Erweiterung des Kreises 
der Völkerrechtssubjekte widerspricht 
Paech mit dem Argument, dass die „... 
traditionellen Insignien der Staatlichkeit 
wie Souveränität, Selbstbestimmung, 
territoriale Unversehrtheit und Interven-
tionsverbot ... auch heute noch die 
Grundkonzeption des Völkerrechts [be-
stimmen]“ (Paech 2001: 5). 
 
Paech stuft lediglich einige internationa-
le Organisationen als Rechtssubjekte ein, 
was aber den staatlichen Charakter des 
Völkerrechts seiner Ansicht nach nicht 
beeinträchtigt, da die Organisationen 
durch Staaten gegründet wurden. Allen 
anderen Akteuren spricht er jeglichen 
Subjektstatus ab und betont nachdrück-
lich seine Bedenken bezüglich einer Er-
weiterung der Akteure des Völkerrechts 
(Paech 2001: 10ff). Andere Völkerrech-
ter gehen im Gegensatz zu Paech davon 
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aus, dass auch nichtstaatliche Akteure 
Völkerrechtssubjektivität erlangen kön-
nen (vgl. z. B. Kimminich/Hobe 2000: 
148ff). 
Die z. T. stark von einander abweichen-
den Positionen bezüglich der Frage, wel-
che Akteure Rechtssubjekte des Völker-
rechts sein können, entstehen dadurch, 
dass keine Einigkeit über den Begriff der 
Völkerrechtssubjektivität herrscht. Zwar 
ist allgemein anerkannt, dass solche 
Wirkungseinheiten Rechtssubjekte sind, 
die Träger subjektiver Rechte und/oder 
Pflichten sind, wie jedoch diese Defini-
tion konkretisiert werden kann, ist um-
stritten. 
Michael Hempel unterscheidet hierbei 
zwei Hauptrichtungen: den deduktiven 
bzw. funktionalen und den induktiven 
Ansatz (vgl. Hempel 1999: 56ff). 
Gemäß des deduktiven Ansatzes folgt die 
Rechtssubjektivität aus bestimmten 
Funktionen eines Akteurs. Für das Völ-
kerrecht sind dies die Wahrnehmung 
staatsähnlicher Funktionen bzw. die 
Souveränität einer Wirkungseinheit. 
Diese Sichtweise nimmt z. B. der Inter-
nationale Gerichtshof (IGH) in seinem 
Gutachten „Reparations for Injuries Suf-
fered in the Service of the United Nati-
ons“ aus dem Jahr 1949 ein. Der Ge-
richtshof kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Vereinten Nationen ein Rechtssub-
jekt der internationalen Rechtsordnung 
sind und begründet dies damit, „... dass 
die Mitgliedsstaaten der Vereinten Nati-
onen durch das Betrauen der Organisa-
tion mit bestimmten Funktionen und da-
mit verbundenen Pflichten die Organisa-
tion selbst mit der Kompetenz ausgestat-
tet hatten, diese Funktionen auch effektiv 
zu erfüllen“ (Hempel 1999: 58). 
Das Ergebnis des Gutachtens kann als 
Reaktion auf reale Entwicklungen ge-
wertet werden, denn angesichts einer 
„partiellen Problemlösungsinsuffizienz“ 
(Hobe 1999a: 259) der Staaten, ausgelöst 
durch technischen Fortschritt und die 
Ausweitung des Handels, wurden bereits 
seit dem 19. Jahrhundert vermehrt Auf-
gaben auf zwischenstaatliche Organisa-
tionen übertragen. Diese institutionali-
sierte zwischenstaatliche Kooperation 
hat sich stetig intensiviert und heute be-
steht über die Völkerrechtssubjektivität 
internationaler Organisationen in der 
herrschenden Lehre Einigkeit. 
Demgegenüber geht der sog. induktive 
Ansatz davon aus, dass die Völkerrechts-
subjektivität eine Rechtskonstruktion ist, 
die sich aus den völkerrechtlichen Nor-
men selbst ableitet, d. h. aus den dort 
verankerten Rechten und Pflichten 
(Hempel 1999: 69). Er ermöglicht da-
durch eine über internationale Organisa-
tionen hinausgehende Anerkennung von 
Rechtssubjekten, die im Prinzip unbe-
grenzt ist, was eine Anpassung der inter-
nationalen Rechtsordnung an die realen 
Gegebenheiten erleichtert. Allerdings 
werden Abstufungen im Subjektstatus 
vorgenommen. Anders als die Staaten, 
die über eine angeborene Völkerrechts-
subjektivität verfügen, spricht Hempel 
z. B. bei den internationalen Organisati-
onen von „gekorenen“ Rechtssubjekten 
(Hempel 1999: 63), weil sich ihre 
Rechtspersönlichkeit von den Staaten 
ableitet und deren Anerkennung voraus-
setzt. Zudem verfügen sie lediglich über 
eine „partielle Völkerrechtssubjektivität“ 
(Kimminich/Hobe 2000: 123), deren 
Umfang sich nach der Zielsetzung be-
PARADIGMENWECHSEL IM VÖLKERRECHT 15
misst, die von den Staaten im Grün-
dungsvertrag niedergelegt wird. 
Unter Vertretern des induktiven Ansatzes 
ist jedoch umstritten, welcher Umfang 
an Rechten und Pflichten nötig ist, um 
eine Rechtssubjektivität zu begründen. 
Zum Beispiel vertritt Hempel die An-
sicht, dass Rechte und Pflichten nicht 
kumulativ gegeben sein müssen, denn 
bereits die Berechtigung oder Verpflich-
tung einer Norm verwandele eine Wir-
kungseinheit von einem Objekt in ein 
Subjekt (Hempel 1999: 47). Uneinigkeit 
herrscht auch bezüglich der Frage, ob die 
Durchsetzbarkeit von Rechten eine Rolle 
spielt. Hempel verweist in diesem Zu-
sammenhang darauf, dass insbesondere 
das Völkerrecht außer durch seine Nor-
men auch durch die sozialen Gegeben-
heiten, d. h. die faktische Einflussnahme 
der Staaten, geprägt ist und plädiert da-
her für eine Kombination aus normativer 
und soziologischer Betrachtungsweise 
(vgl. Hempel 1999: 73). Denn allein auf 
eine normative Sichtweise abzustellen, 
hätte zur Folge, „... dass eine Norm be-
harrlich nicht angewendet werden könn-
te und dennoch die Rechtssubjektivität 
bejaht werden müsste. Die Rechtssubjek-
tivität bliebe dann aber ein theoretisches 
Konstrukt. Das Ergebnis stünde dem 
Verständnis entgegen, dass Norm und 
soziale Wirklichkeit in Beziehung zuein-
ander stehen“ (Hempel 1999: 74f). 
Somit kommt es für Hempel darauf an, 
dass die völkerrechtlichen Rechte und 
Pflichten ein Minimum an Beachtung 
genießen. 
Gemessen am induktiven Ansatz muss 
das Individuum heute als Völkerrechts-
subjekt gewertet werden, denn es ist 
zweifelsfrei Träger von Rechten, die es 
z. B. im Wege der Individualbeschwerde 
oder durch Klagen vor den regionalen 
Menschenrechtsgerichtshöfen eigenstän-
dig geltend machen kann und von Pflich-
ten, die sich in seiner strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit für völkerrechtliche 
Verbrechen niederschlagen. Auch wenn 
der Einzelne sicherlich nicht über eine 
generelle Völkerrechtssubjektivität ver-
gleichbar der eines souveränen Staates 
verfügt, ist mittlerweile seine abgeleitete 
und eingeschränkte Völkerrechtssubjek-
tivität weitgehend unbestritten (vgl. z. B. 
Delbrück 2001: 4f oder Kimmi-
nich/Hobe 2000: 157).24 Die Zuerken-
nung völkerrechtlicher Rechte und 
Pflichten hat die Stellung des Indivi-
duums gestärkt und ein Stück weit aus 
der Mediatisierung des Staates befreit. 
Zudem wird angesichts des wachsenden 
Ausmaßes der „Privatisierung der Ge-
walt“ (Zangl 2002), wie sie insbesondere 
im transnationalen Terrorismus zum 
Ausdruck kommt, deutlich, weshalb eine 
individuelle Verantwortlichkeit auf in-
ternationaler Ebene heute unverzichtbar 
ist. Gerade deshalb ist es bedauerlich, 
dass der neu geschaffene IStGH derzeit 
für den Verbrechenstatbestand des Ter-
rorismus nicht zuständig ist. Hier sollte 
eine Ergänzung des Statuts erwogen 
werden. Das Statut selbst eröffnet dafür 
die Möglichkeit, denn sieben Jahre nach 
seinem Inkrafttreten ist eine Überprü-
fungskonferenz vorgesehen. 
Demgegenüber verfügen nach herr-
schender Lehre NRO nicht über den Sta-
tus von Rechtssubjekten des Völker-
                                                 
24 Paech vertritt jedoch die gegenteilige Mei-
nung, wonach dem Einzelnen kein aktiver 
Völkerrechtsstatus zukommt ( vgl. Paech 
2001: 5). 
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rechts.25 Dieser Standpunkt ist jedoch für 
Delbrück angesichts der realen Entwick-
lung kaum noch haltbar (vgl. Delbrück 
2001: 5). Zur Begründung führt er an, 
dass NRO sowohl nach völkerrechtli-
chem Primär- als auch Sekundärrecht26 
zunehmend Partizipationsbefugnisse ein-
geräumt werden. Dabei handelt es sich 
nicht lediglich um eine quantitative son-
dern auch um eine qualitative Auswei-
tung der Rechte, wie die Einräumung 
von Klagerechten im Rahmen der 
EMRK. Für Delbrück deutet diese Ent-
wicklung darauf hin, dass einzelne NRO 
„funktionale, abgeleitete und beschränk-
te Völkerrechtssubjektivität“ besitzen 
(vgl. Delbrück 2001: 5).27 Dem misst er 
auch deshalb besondere Bedeutung bei, 
weil dadurch dem Individuum neben der 
eigenen beschränkten Völkerrechtssub-
jektivität ein weiteres Instrument zur 
Durchsetzung seiner Rechte auf interna-
tionaler Ebene zur Verfügung steht (vgl. 
Delbrück 1998: 64).  
Auch TNK verfügen nach herrschender 
Lehre nicht über den Status von Völker-
rechtssubjekten. Eine Einbindung von 
                                                 
25 Sonderfälle sind der Malteserorden und das 
Internationale Komitee des Roten Kreuzes, 
deren partielle Völkerrechtssubjektivität in-
ternational anerkannt ist (vgl. z. B. Kimmi-
nich/Hobe 2000: 145ff). 
26 Sekundäres Völkerrecht ist z. B. das Bin-
nenorganisationsrecht internationaler Orga-
nisationen. Inwieweit dieses Recht jedoch 
zur Bestimmung der Rechtsstellung eines 
Akteurs herangezogen werden kann, ist 
umstritten. 
27 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt z. B. 
auch Hobe: „Vielmehr wird man heute da-
von auszugehen haben, dass zwar nicht ge-
nerell, wohl aber von Fall zu Fall den ent-
sprechenden NGOs partielle Völkerrechts-
subjektivität zukommen kann“ (Kimmi-
nich/Hobe 2000: 151). 
weltweit operierenden Unternehmen in 
die internationale Rechtsordnung er-
scheint jedoch angesichts ihrer wirt-
schaftlichen Macht und ihres politischen 
Einflusses im Zeitalter der Globalisie-
rung dringend geboten. Andernfalls wird 
eine Vielzahl international agierender 
Akteure nicht unmittelbar von der inter-
nationalen Rechtsordnung erfasst und 
somit auch nicht auf deren universal 
gültige Normen verpflichtet. Die bereits 
zuvor angeführten Normen zur Verant-
wortlichkeit transnationaler Konzerne 
können jedoch als ein Indiz für die 
wachsende Anerkennung der zunehmend 
wichtiger werdenden Rolle nichtstaatli-
cher Akteure im Allgemeinen und spe-
ziell von TNK für die Verwirklichung 
völkerrechtlicher Normen gewertet wer-
den. Wenn sie als völkerrechtlich ver-
bindlicher zwischenstaatlicher Vertrag 
verabschiedet werden und dann unmit-
telbare Pflichten für transnationale Un-
ternehmen begründen, „... wären gegen-
wärtig möglicherweise noch bestehende 
Zweifel an einer zumindest partiellen 
Völkerrechtssubjektivität transnationaler 
Unternehmen abschließend ausgeräumt“ 
(Nowrot 2003: 26). 
 
Trotz der zögerlichen Haltung der Staa-
ten, private Akteure formell in die inter-
nationale Rechtsordnung einzubinden, 
wertet Delbrück die bisherigen Ansätze 
als Trend, dass sich das bislang rein zwi-
schenstaatliche Recht „... zu einer – auch 
– transnationalen Rechtsordnung trans-
formiert“ (Delbrück 2001: 5) und sieht 
hierin einen wesentlichen Baustein eines 
im Entstehen begriffenen Weltinnen-
rechts. Er vertritt die These, dass derzeit 
ein Paradigmenwechsel im Völkerrecht 
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stattfindet, der sich durch einen qualita-
tiven Sprung von einer rein zwischen-
staatlichen Ordnung zu einem Recht 
auszeichnet, „...das den Begriff des aus-
schließlich zwischenstaatlichen Rechts 
transzendiert, in seiner Reichweite, in 
seiner Geltung und Anwendung staatli-
che und nichtstaatliche Akteure und 
Sachverhalte unterschiedlichster Art 
jenseits der staatlichen Ebene erfasst 
und damit das Ergebnis einer teilweisen 
Transformation des zwischenstaatlichen 
Völkerrechts, ergänzt durch weitere 
Rechtskomponenten, ist“ (Delbrück 
2001: 1). 
Zwar bestreitet auch Paech nicht, dass 
der politische Einfluss von NRO und die 
ökonomische Macht der TNK erheblich 
zugenommen haben, diese Tatsache soll-
te seiner Ansicht nach aber nicht dazu 
führen, ihnen einen völkerrechtlichen 
Status zu verleihen (vgl. Paech 2001: 
10). Jenseits der Positionen des dedukti-
ven und induktiven Ansatzes führt er als 
zentrales Argument die mangelnde de-
mokratische Legitimation nichtstaatli-
cher Akteure an. Er bemängelt, dass 
nicht klar ersichtlich sei, wessen Interes-
sen im Einzelfall vertreten würden, e-
benso wenig sei eine demokratische Bin-
nenstruktur gewährleistet. „Das selb-
ständige Auftreten privater Organisatio-
nen auf Kodifikationskonferenzen im 
Falle eigener Völkerrechtssubjektivität, 
oder ihr gleichberechtigtes Klagerecht 
vor internationalen Gerichten gegen 
Staaten, wie seit langem von TNK gefor-
dert, verleiht ihren Interessen den glei-
chen Rang allgemeiner Verantwortung, 
wie sie bei den Staaten nur in einem 
aufwendigen Prozess parlamentarischer 
Ratifizierung hergestellt und gesichert 
wird, bei den privaten Organisationen 
real aber allenfalls mit dem Begriff des 
‚shareholder value’ oder einem Rechen-
schaftsbericht gegenüber den Spendern 
eingelöst werden kann“ (Paech 2001: 
11f). 
In Bezug auf die Forderung erweiterter 
Partizipationsrechte für NRO ist Paechs 
Argument nicht von der Hand zu weisen. 
NRO-Vertreter sind nicht durch allge-
meine öffentliche Wahlen legitimiert, 
somit ist letztlich kaum nachvollziehbar, 
welchen Rückhalt ihre Forderungen in 
der Öffentlichkeit genießen. Einen An-
haltspunkt können hier lediglich das 
Spendenaufkommen oder die Mitglie-
derstärke bieten, doch es bleibt ein Legi-
timationsvakuum bestehen (vgl. Messner 
1996: 26). Zudem repräsentieren sie in 
der Regel nur spezifische Interessen, und 
nur die „... viel gescholtenen Parteien 
und Parlamente sind noch immer die 
Orte, die sich letztlich um das ‚das Gan-
ze’ kümmern müssen ... Es ist nicht zu-
letzt diese Verpflichtung ‚auf das Gan-
ze’, die zur ‚Verlangsamung’ von Ent-
scheidungen, zur Verärgerung spezifi-
scher Akteursgruppen, zu vielen unbe-
friedigenden Kompromissen und zuwei-
len zur Blockierung wichtiger Rich-
tungsänderungen beiträgt“ (Messner 
1996: 28). 
Eine demokratische Binnenstruktur ist 
bei NRO, im Gegensatz zu den Parteien, 
nicht gesetzlich vorgeschrieben, und eine 
solch etablierte Organisation wie Green-
peace bekennt sich ganz offen zu ihrer 
hierarchischen Entscheidungsstruktur, 
mit der Begründung, die Effektivität 
ihrer Arbeit nicht durch demokratische 
Verfahren behindern zu wollen (vgl. 
Beisheim 1997: 23). 
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Diese Eigenheiten von NRO sind un-
problematisch, solange sich ihre Tätig-
keiten auf die Bereiche wie Agenda-
Setting und Lobbying beschränken, für 
die sie allerdings auch nicht den Status 
von Völkerrechtssubjekten benötigen. 
Hierbei verschaffen sie internationalen 
Normen eine zusätzliche demokratische 
Legitimation, weil sie Öffentlichkeit und 
Transparenz herstellen, sowie Interessen 
artikulieren, die häufig keine unmittelba-
ren Repräsentanten haben (vgl. Messner 
1996: 24). Sie treten, wenn sie sich für 
Menschenrechte, Umwelt oder ähnliches 
einsetzen, als Anwälte des öffentlichen 
Interesses auf. Diese wichtige Funktion 
wurde durch die bereits zuvor erwähnte 
ECOSOC-Resolution E/1996/31 unter-
strichen. Allerdings sollte nicht der Feh-
ler begangen werden, dem Mythos der 
„guten NRO“ zu verfallen, die stets zum 
Wohle der Allgemeinheit handeln. Paech 
verweist in diesem Zusammenhang z. B. 
auf den bereits zuvor angeführten World 
Business Council for Sustainable Deve-
lopment, einer nichtstaatlichen Organisa-
tion, die sich aus internationalen Indust-
rievertretern und Unternehmensverbän-
den zusammensetzt und über einen Kon-
sultativstatus beim ECOSOC verfügt 
(vgl. Paech 2001: 11). Hier verwischen 
die Grenzen zwischen Privatwirtschaft 
und Nichtregierungsorganisationen, und 
es zeigt sich darüber hinaus, wie prob-
lematisch es ist, bezüglich der Frage der 
Völkerrechtssubjektivität bei NRO in 
erster Linie an Rechte und bei TNK an 
Pflichten zu denken. 
Ein Problem ist die mangelnde demokra-
tische Legitimation von NRO in erster 
Linie, wenn es um die tatsächliche Ein-
beziehung in den politischen Entschei-
dungsprozess durch Zuerkennung eines 
eigenen Stimmrechts geht. Es ist daher 
sicherlich nicht ratsam, einen völker-
rechtlichen Subjektstatus für NRO zu 
fordern, damit diese gleichberechtigt mit 
den Regierungsvertretern der National-
staaten über internationale Verträge ab-
stimmen können.28 Das heißt aber nicht, 
dass NRO insgesamt über keinen 
Rechtsstatus verfügen sollten. Neben 
dem Agenda-Setting, gehören insbeson-
dere die Kontrolle der Einhaltung völ-
kerrechtlicher Verpflichtungen durch die 
Staaten und das Bekanntmachen von 
Verstößen zu ihren originären Aufgaben. 
In diesem Bereich sollte die Position der 
NRO erheblich gestärkt werden, indem 
sie auch formal in die Implementie-
rungskontrolle eingebunden werden. 
Wie zuvor bereits angeführt, gibt es ei-
nige innovative Beispiele, wie das Kol-
lektivbeschwerderecht im Rahmen der 
Europäischen Sozialcharta. Die Ineffek-
tivität des Staatenbeschwerdeverfah-
rens29 beweist, dass die Staaten allein die 
Einhaltung der völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen nicht garantieren können 
oder wollen. Insbesondere Menschen-
rechtsverträge folgen nicht der klassi-
schen Vorstellung von Verpflichtungen 
der Staaten untereinander, vielmehr 
schreiben sie Rechte des Individuums 
gegenüber dem Staat fest. Dieser Mangel 
an Reziprozität von Rechten und Pflich-
ten erschwert ihre Umsetzung, da Ver-
stöße gegen Menschenrechtsabkommen 
die anderen Vertragpartner nicht unmit-
                                                 
28 Das bedeutet allerdings nicht, dass NRO 
nicht informell großen Einfluss auf den 
Rechtserzeugungsprozess nehmen können. 
29 Z. B. wurde von der Möglichkeit der Staa-
tenbeschwerde beim Zivilpakt bislang kein 
Gebrauch gemacht.  
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telbar schädigen (vgl. Blome/Hamm 
2003: 251). Staaten sind in der Regel 
nicht bereit, die Einhaltung der Men-
schenrechte durch andere Staaten zu 
kontrollieren. Nicht zuletzt aus diesem 
Grund sollten auch NRO zur Unterstüt-
zung des Individuums Kontroll- und 
Klagerechte in den internationalen Ver-
trägen eingeräumt werden. An diesem 
Punkt greift meines Erachtens Paechs 
Argument der fehlenden Legitimation 
nicht. Was spricht dagegen, dass NRO 
die Einhaltung von Verpflichtungen ü-
berwachen, denen die Staaten zuvor in 
einem demokratischen Verfahren, meist 
im Wege einer parlamentarischen Ratifi-
zierung, zugestimmt haben? 
Es lassen sich somit zwar einige Argu-
mente gegen die Anerkennung eines 
generellen Völkerrechtssubjektstatus für 
NRO anbringen, der ihnen so umfassen-
de Rechte wie den Staaten verleihen 
würde, aber keine, die gegen eine par-
tielle Rechtsposition sprechen, die sich 
zudem noch von den Staaten ableitet. 
Hier offenbart sich jedoch die Schwach-
stelle der gesamten Diskussion um den 
Subjektstatus von NRO und anderen 
nichtstaatlichen Akteuren. Ihre Einbe-
ziehung in das Völkerrecht bleibt bis auf 
weiteres von der Bereitschaft der Staaten 
abhängig, ihnen Rechte einzuräumen 
bzw. sie unmittelbar zu verpflichten. 
Dies ist derzeit nur in Teilbereichen, vor 
allen in den so genannten soft-politics, 
der Fall und geschieht auch hier nur zö-
gerlich. Es fehlt vielfach von staatlicher 
Seite hinsichtlich der Institutionalisie-
rung von Rechten und Pflichten für 
nichtstaatliche Akteure noch die Einsicht 
in die Notwendigkeit einer „aufgeklärten 
Souveränität“, „... einer Souveränität 
also, die es als im Interesse des eigenen 
Staates stehend betrachtet, das Überle-
ben der Menschheit mit den vielfältigen 
alten und neuen Akteuren in der globa-
len Verantwortungsgemeinschaft zu ge-
währleisten“ (Hobe 1999a: 281f).30
3. Konstitutionalisierungsten-
denzen in der internationalen 
Rechtsordnung 
Neben der zunehmenden Einbindung 
nichtstaatlicher Akteure in das Völker-
recht wurden in den letzten Jahrzehnten 
Rechtskategorien entwickelt, die in der 
Debatte um ein Weltinnenrecht ebenfalls 
eine wesentliche Rolle spielen. Der tra-
ditionelle Charakter des internationalen 
Rechts als zwischenstaatliches Vertrags-
recht, dem sich die Staaten freiwillig 
unterwerfen und das sie jederzeit belie-
big verändern können, wird durch neue 
Rechtselemente wie zwingendes Völker-
recht und Verpflichtungen erga omnes 
erheblich verändert. 
3.1 Ius Cogens 
Eine Weiterentwicklung des traditionel-
len Völkerrechts ist die Einführung der 
Unterscheidung von ius cogens (zwin-
gendes Recht) und ius dispositivum (ab-
wandlungsfähiges Recht). Obwohl ius 
cogens der herkömmlichen Annahme, 
dass zwischenstaatliches Vertrags- und 
Gewohnheitsrecht jeden beliebigen In-
halt annehmen kann, widerspricht, wur-
de im Wiener Übereinkommen über das 
Recht der Verträge (Wiener Vertrags-
rechtskonvention, WVK) von 1969 nach 
langen Auseinandersetzungen die Mög-
                                                 
30 In Kapitel 4 wird die Problematik staatli-
cher Souveränität ausführlich thematisiert. 
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lichkeit zwingenden Völkerrechts bestä-
tigt. In Artikel 53 wird ius cogens defi-
niert als „... eine Norm, die von der in-
ternationalen Staatengemeinschaft in 
ihrer Gesamtheit angenommen und an-
erkannt wird, als eine Norm, von der 
nicht abgewichen werden darf und die 
nur durch eine spätere Norm des allge-
meinen Völkerrechts derselben Rechts-
qualität geändert werden kann.“ 
Die zu dieser Rechtskategorie zählenden 
Normen genießen somit einen besonde-
ren Bestandsschutz und sind der Disposi-
tion einzelner Staaten entzogen. „Damit 
wäre ein Vertrag, der einen Verstoß ge-
gen zwingendes Völkerrecht zum Inhalt 
hat, trotz des anderslautenden Willens 
der Vertragspartner nichtig (so Art. 53 
WVK), und könnte entsprechendes Völ-
kergewohnheitsrecht erst gar nicht ent-
stehen“ (Kimminich/Hobe 2000: 170). 
Es besteht allerdings keine Einigkeit 
darüber, was unter „internationaler Staa-
tengemeinschaft in ihrer Gesamtheit“ 
genau zu verstehen ist. Während die 
Völkerrechtskommission der Vereinten 
Nationen (International Law Commissi-
on, ILC) von einer „very large majority“ 
spricht, hat sich in der Literatur die De-
finition „wesentliche Bestandteile der 
internationalen Gemeinschaft“ durchge-
setzt (vgl. Annacker 1994: 37f). Ob eine 
Norm diese Anforderung erfüllt, muss 
im Einzelfall geprüft werden. 
Problematisch ist weiterhin, dass die 
WVK zwar eine Definition, aber keinen 
Normenkatalog enthält und daher nicht 
eindeutig geklärt ist, welche Rechte zum 
ius cogens zählen. In der Literatur gibt 
es dazu unterschiedliche Auffassungen. 
Fest steht, dass zwingendes Völkerrecht 
eine Ausnahme von der grundsätzlich 
bestehenden Dispositionsfreiheit der 
Staaten darstellt und nur sehr wenige 
Normen die hohen Anforderungen erfül-
len, von der internationalen Staatenge-
meinschaft in ihrer Gesamtheit ange-
nommen und anerkannt zu werden. Sie 
müssen „... im Interesse der ganzen 
Staatengemeinschaft bestehen und tief 
im allgemeinen Rechtsbewusstsein ver-
ankert [sein]“ (Kimminich/Hobe 2000: 
169).  
Einen Anhaltspunkt dafür, welche Nor-
men allgemein als ius cogens anerkannt 
sind, bietet der Kommentar der ILC zu 
den „Draft articles on Responsibility of 
States for internationally wrongful acts“ 
in der Fassung von 2001: „Those per-
emptory norms that are clearly accepted 
and recognized include the prohibitions 
of aggression, genocide, slavery, racial 
discrimination, crimes against humanity 
and torture, and the right to self-
determination“ (ILC 2001: 208).  
Nach Hobe besteht mittlerweile eben-
falls ein Konsens darüber, dass auch das 
Verbot von Verstößen gegen das huma-
nitäre Völkerrecht zum ius cogens zählt 
(vgl. Kimminich/Hobe 2000: 170). Der 
umfassendste Katalog findet sich bei 
Lauri Hannikainen, der auch das Verbot 
der Verursachung schwerwiegender 
Umweltschäden in die Liste zwingenden 
Völkerrechts aufnimmt (vgl. Hannikai-
nen 1988: 717ff). Ob Umweltschutz-
maßnahmen jedoch derzeit schon als ius 
cogens angesehen werden können, ist 
fraglich.31  
Auch wenn über die Qualifizierung ein-
zelner Normen als ius cogens derzeit 
                                                 
31 Für die gegenteilige Meinung siehe Ipsen 
(1990: 171). 
PARADIGMENWECHSEL IM VÖLKERRECHT 21
noch Unklarheit besteht, ist das Konzept 
an sich nach Ansicht der ILC mittlerwei-
le eindeutig anerkannt. „The concept of 
peremptory norms of general interna-
tional law is recognized in international 
practice, in the jurisprudence of interna-
tional and national courts and tribunals 
and in legal doctrine” (ILC 2001: 282). 
Da ius cogens entgegenstehendes Völ-
kerrecht derogiert, handelt es sich um ein 
höherstehendes Normengebilde (vgl. 
Annacker 1994: 39f). Es scheint somit 
gerechtfertigt, wenn Delbrück in diesem 
Zusammenhang von einer „Hierarchisie-
rung des Völkerrechts“ spricht. (Del-
brück 2001: 6). Hierbei handelt es sich 
jedoch nicht um eine Frage der formel-
len Rechtsnatur. Entscheidend ist nicht 
das Verfahren der Normgenerierung, 
sondern der Inhalt. Entsprechend heißt 
es bei der ILC: „It is not the form of a 
general rule of international law, but the 
particular nature of the subject-matter 
with which it deals that may ... give the 
character of jus cogens; pre-eminence of 
[certain] obligations over others is de-
termined by their content, not by the 
process by which they were created” 
(ILC Reports 1966, zit. nach Weil 1983: 
425). 
Das zwingende Völkerrecht dient somit 
dem Schutz grundlegender Werte im 
Interesse der gesamten Menschheit, z. B. 
fundamentaler Menschenrechten.  
3.2 Verpflichtungen Erga 
Omnes  
Im Zusammenhang mit ius cogens wird 
häufig eine weitere Normenkategorie 
genannt, die mit dem zwingenden Völ-
kerrecht eng verbunden ist. Es handelt 
sich hierbei um so genannte völkerrecht-
liche Verpflichtungen erga omnes. Tra-
ditionell galten völkerrechtliche Verträge 
nur zwischen den Vertragspartnern. 
Rechte oder Pflichten Dritter konnten 
demnach nur mit deren Zustimmung 
entstehen. Zwar gab es schon immer 
Ausnahmen von dieser grundsätzlichen 
Regel32, ausdrücklich nahm der IGH 
jedoch erst in seinem Urteil zum Barce-
lona Traction Fall von 197033 hierzu 
Stellung, in dem er betonte, dass be-
stimmte Fundamentalnormen, die dem 
Schutz überragender Gemeinschaftsgüter 
dienen, der Staatengemeinschaft in ihrer 
Gesamtheit geschuldet sind und somit 
nicht allein zwischen den Vertragspart-
nern gelten. „In particular, an essential 
distinction should be drawn between the 
obligations of a State towards the inter-
national community as a whole, and 
those arising vis-à-vis another State … 
By the very nature the former are the 
concern of all States. In view of the im-
portance of the rights involved, all States 
can be held to have a legal interest in 
their protection; they are obligations 
erga omnes” (§ 34 des Urteils des IGH 
im Barcelona Traction Fall, zit. nach 
Annacker 1994: 14). 
Das erga omnes-Konzept bezieht sich in 
erster Linie nicht auf die Norm selbst, 
                                                 
32 „Im Vertragsrecht wurde die Bindung von 
nichtbeteiligten Dritten an Verträge be-
stimmter Art zunehmend damit begründet, 
dass solche Verträge (Grenzfestlegungen, 
Entmilitarisierungen, Internationalisierung 
von Flüssen und Kanälen) einen objektiven, 
im Interesse der Staatengemeinschaft lie-
genden Status schaffen, der von Dritten be-
achtet werden muss...“ (Delbrück 2001: 6). 
33 Barcelona Traction, Light and Power Com-
pany, Limited (Belgium v. Spain), Judg-
ment of 5 February 1970, ICJ Reports 
1970. 
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sondern auf die Verpflichtung, die sich 
aus ihr ergibt. Anstelle eines herkömmli-
chen bilateralen Rechtsverhältnisses, „... 
ist eine erga omnes Verpflichtung in dem 
Sinn unteilbar, dass sie notwendigerwei-
se nur gegenüber allen Staaten einer 
Gemeinschaft, und nicht nur gegenüber 
einzelnen Gemeinschaftsmitgliedern 
erfüllt oder verletzt werden kann...“ 
(Annacker 1994: 30). 
Das Rechtsinstitut der erga omnes-
Verpflichtung dient demnach dem 
Schutz von Werten, die von den Mitglie-
dern einer Gemeinschaft als Gemein-
schaftsinteressen34 angesehen werden 
und daher der Disposition der einzelnen 
Mitglieder entzogen werden sollten (vgl. 
Annacker 1994: 31).  
Als Beispiele für Normen mit erga om-
nes-Wirkung nennt der IGH das Verbot 
der Aggression, des Genozids sowie die 
Verpflichtung zur Achtung der funda-
mentalen Menschenrechte einschließlich 
des Verbots der Sklaverei und der Ras-
sendiskriminierung (vgl. Annacker 1994: 
15). Ähnlich wie beim zwingenden Völ-
kerrecht existiert auch für die Normen 
mit erga omnes-Wirkung kein gültiger 
Katalog. In der Literatur wird in diesem 
Zusammenhang häufig auf die Resoluti-
onen der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen sowie auf die Präambeln 
multilateraler Verträge verwiesen (vgl. 
Annacker 1994: 34f). Zwar entfalten 
diese Dokumente keine Rechtsverbind-
lichkeit, sie können jedoch aufgrund der 
Vielzahl der beteiligten Staaten als Indiz 
für allgemein anerkannte Werte heran-
gezogen werden.  
                                                 
34 Zu dem Begriff der „Gemeinschaftsinteres-
sen“ siehe Kapitel 3.3. 
Jochen Frowein vermutet, dass die Ver-
abschiedung der WVK ein Jahr zuvor 
erheblichen Einfluss auf das Urteil des 
IGH im Barcelona Traction Fall hatte, 
und in der Tat bestehen Überschneidun-
gen bei den beiden Normenkategorien 
(vgl. Frowein 1983: 243). Es ist für die 
Durchsetzung der ius cogens Normen 
wichtig, von ihrer erga omnes-Wirkung 
auszugehen, d. h. die Pflichten, die sich 
aus einer solchen Norm ergeben, sind 
Pflichten gegenüber der gesamten Staa-
tengemeinschaft. Andererseits begrün-
den nicht alle Verpflichtungen erga om-
nes automatisch zwingendes Völkerrecht 
(vgl. Kimminich/Hobe 2000: 170f). 
Dass das Konzept der erga omnes-
Verpflichtungen weit über die Stellung-
nahme des IGH aus dem Jahr 1970 hin-
aus Beachtung gefunden hat, beweist 
einerseits die Fülle an Literatur, die zu 
diesem Thema erschienen ist (vgl. z. B. 
de Hoogh 1996; Annacker 1994; Bryde 
1993; Frowein 1983), auf der anderen 
Seite aber auch die Aufnahme des Tat-
bestandes in den bereits zuvor erwähnten 
Entwurf der ILC zur Staatenverantwort-
lichkeit. Dort heißt es in Artikel 33 (1) : 
„The obligations of the responsible State 
set out in this Part may be owed to an-
other State, to several States, or the in-
ternational community as a whole, de-
pending in particular on the character 
and content of the international obliga-
tion and on the circumstances of the 
breach”(ILC 2001: 51).  
Dies zeugt von der Relevanz, die die 
Völkerrechtskommission solchen Ver-
pflichtungen für die internationalen Be-
ziehungen beimisst. Mittlerweile ist der 
Entwurf als Resolution von der General-
versammlung der Vereinten Nationen 
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verabschiedet worden, somit kann die 
Diskussion um die Wirkungen der Ver-
pflichtungen erga omnes nicht mehr als 
reine Theoriedebatte unter Völkerrecht-
lern abgetan werden.35
3.3 Pro und Contra der Kon-
stitutionalisierungstenden-
zen  
Sowohl das zwingende Völkerrecht als 
auch die Verpflichtungen erga omnes 
dienen dem Schutz grundlegender Wer-
te, die im Interesse der gesamten Staa-
tengemeinschaft liegen und deshalb der 
Disposition einzelner Staaten entzogen 
werden sollen. Solche Interessen werden 
unter dem Konzept der so genannten 
Staatengemeinschaftsinteressen zusam-
mengefasst, zu denen neben den Men-
schenrechten z. B. auch der Umwelt-
schutz zählt. Dem Konzept solcher Ge-
meinschaftsinteressen liegt die Idee 
zugrunde, dass bestimmte Verpflichtun-
gen nicht einzelnen Staaten geschuldet 
sind, sondern der Gemeinschaft der Staa-
ten als Ganzer. Eibe Riedel definiert 
diese Konzept wie folgt: „The basic idea 
is that above states a normative net of 
independently structuring public inter-
ests spreads out and that there are cer-
tain matters of global concern, so vital 
that they operate independently of the 
interests and aims of individual states 
for the benefit of all mankind” (Riedel 
1997: 89). 
Diese Idee erfordert Unterordnung ein-
zelstaatlicher Interessen unter das Ge-
samtinteresse der Staatengemeinschaft 
                                                 
                                                
35 Vgl. Resolution of the General Assembly, 
A/RES/56/83 („Responsibility of States for 
internationally wrongful acts”), 28 January 
2002. 
(vgl. Kimminich/Hobe 2000: 63), denn 
unterschiedlichste Herausforderungen 
übersteigen die Handlungsfähigkeit des 
einzelnen Staates und erfordern ein staa-
tengemeinschaftliches Handeln, das über 
eine rein zwischenstaatliche Kooperation 
hinausgeht. Erfolgreich können viele 
Probleme nur gelöst werden, wenn alle 
Staaten zu der Einsicht gelangen, dass 
der Schutz bestimmter Werte und Güter, 
die dem Wohle der ganzen Menschheit 
dienen, wichtiger ist als die Verfolgung 
kurzfristiger Eigeninteressen. Hierfür 
bedarf es zunächst der Ausbildung eines 
Problembewusstseins und der Verständi-
gung auf gemeinsame Zielvorstellungen, 
die dann in der internationalen Rechts-
ordnung verankert werden. Dass sich die 
Staaten in der Regel nicht freiwillig und 
aus reinem Altruismus, sondern erst 
durch enormen Problemdruck zum 
Schutz der Gemeinschaftsgüter bereit 
finden, darf dabei allerdings nicht über-
sehen werden. Die zuvor skizzierten 
Entwicklungen weisen jedoch darauf 
hin, dass das Konzept der Staatenge-
meinschaftsinteressen in das Völkerrecht 
Eingang gefunden hat und sich die inter-
nationale Rechtsordnung als Ergebnis 
dessen von einer wertneutralen Rechts-
ordnung in eine Ordnung mit materiellen 
Elementen transformiert. Dieser mate-
rielle Aspekt ist im Völkerrecht relativ 
neu36 und nicht unumstritten. Zudem 
werden die Auswirkungen, die diese 
Entwicklungen auf das internationale 
 
36 Frowein vertritt jedoch die Ansicht, dass 
die Anerkennung und Durchsetzung des In-
teresses der Staatengemeinschaft im Völ-
kerrecht schon immer eine Rolle gespielt 
hat. Als Beleg führt er den Vertrag zur Ab-
schaffung des Sklavenhandels von 1815 an 
(vgl. Frowein 1989: 219f). 
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Recht haben, sehr unterschiedlich bewer-
tet. Die Einschätzungen reichen von der 
Befürchtung, die grundlegenden Funkti-
onen des Völkerrecht seien in Gefahr, 
bis hin zu der Annahme, das Völkerrecht 
wandele sich zu einer Weltverfassung. 
Die Wirkung von ius cogens und Ver-
pflichtungen erga omnes kann „...in ei-
ner bisher nur vom Willen der Staaten 
getragenen Rechtsordnung nur damit 
erklärt werden, dass diese Normen das 
‚internationale öffentliche Interesse’, 
also das Interesse nicht nur bestimmter 
Staaten, sondern der Menschen und Völ-
ker artikulieren“ (Delbrück 1998: 64). 
Für Delbrück hat diese Entwicklung 
noch schwerwiegendere Auswirkungen 
auf den Charakter der internationalen 
Rechtsordnung als die Ausweitung der 
Völkerrechtssubjektivität auf nichtstaat-
liche Akteure. Er beurteilt die Einfüh-
rung der neuen Rechtskategorien dahin-
gehend, dass „... das Völkerrecht sich 
von der bisher vertretenen souveräni-
täts- und konsensbasierten Geltungs-
grundlage entfernt und sich zu einer 
objektiven Rechtsordnung entwickelt“ 
(Delbrück 2001: 7).  
Bestand das Völkerrecht ursprünglich 
überwiegend aus formalen und techni-
schen Vereinbarungen zur Regelung des 
zwischenstaatlichen Verkehrs, enthält es 
heute auch eine Vielzahl materieller 
Normen. Das Paradigma vom Völker-
recht als zwischenstaatlicher Ordnung, 
die zugunsten nationaler Interessen be-
liebig abgewandelt werden kann, weicht 
seiner Ansicht nach immer stärker der 
Vorstellung eines Rechtssystems, das 
dem Schutz überragender Gemein-
schaftsinteressen dient und als solcher-
maßen wertgebundene Ordnung nicht 
länger der freien Disponibilität der Staa-
ten unterliegt. „Das Völkerrecht entwi-
ckelt sich zu einer nicht vom Willen der 
souveränen Staaten abhängigen Staa-
tenordnung, zu einer objektiven Rechts-
ordnung, die gilt, weil sie als Bedingung 
der Möglichkeit des Überlebens der 
Menschheit im wörtlichen Sinne notwen-
dig ist. Damit nimmt das Völkerrecht ... 
die Züge eines Weltinnenrechts an“ 
(Delbrück 1998: 65; vgl. auch Delbrück 
2001: 14 und Delbrück 2000: 511f). 
In diesem Zusammenhang sprechen ei-
nige Autoren auch von einer „Konstitu-
tionalisierung“ des Völkerrechts (vgl. 
z. B. Frowein 2000). Hierunter kann ein 
Prozess verstanden werden, bei dem sich 
„... international zunehmend ein höher-
rangiges Recht entwickelt, das selbst 
aber wieder regelgeleitet ist und daher 
Grundwerte sichert, wie sie sich bei-
spielsweise in den Menschenrechten, im 
Demokratiegebot oder im Gewaltverbot 
manifestieren“ (Zürn/Zangl 2003: 199). 
Zentral für diesen Prozess ist, dass das 
höherrangige Recht, vergleichbar einer 
nationalstaatlichen Verfassung, niedrige-
res internationales Recht bricht und letzt-
lich auch nationale Rechtsnormen außer 
Kraft setzt, wenn sie „... konstitutiven 
internationalen Rechtsprinzipien wider-
sprechen“ (Zürn/Zangl 2003: 199).  
Inwieweit jedoch beim derzeitigen Ent-
wicklungsstand des Völkerrechts bereits 
von einer „Weltverfassung“ gesprochen 
werden kann, ist fraglich. Traditionell ist 
der Begriff der Verfassung eng mit dem 
des Staates verbunden. Die Debatte über 
eine Verfassung für die Europäischen 
Union zeigt jedoch, dass sich diese lange 
Zeit untrennbar erscheinende Verknüp-
fung langsam zu lösen beginnt. Es gibt 
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zudem immer mehr Stimmen, die ange-
sichts der zuvor beschriebenen Entwick-
lungen auch ohne das Vorhandensein 
eines Weltstaates, die Frage nach einer 
Verfassung auch für die internationale 
Ebene aufwerfen.  
Eine Verfassung wird allgemein als Do-
kument definiert, in dem die Grundord-
nung eines Gemeinwesens niedergelegt 
ist (vgl. z. B. Schubert/Klein 1997: 
300f). Es findet sich nach Ansicht von 
Robert Uerpmann auf internationaler 
Ebene zwar kein Dokument, das als Ver-
fassung der internationalen Gemein-
schaft bezeichnet werden könnte, was 
seiner Ansicht nach aber nichts daran 
ändert, „... dass sich im Völkerrecht ver-
fassungsrechtliche Gehalte nachweisen 
lassen und zwar mit zunehmender Ten-
denz“ (Uerpmann 2001: 565).  
Er verweist hierbei insbesondere auf die 
„menschenrechtlichen Konstitutionali-
sierungstendenzen“ (Uerpmann 2001: 
570), die bisher jedoch insbesondere auf 
regionaler Ebene, in Form der EMRK, 
besonders ausgeprägt sind. Er führt dar-
über hinaus das erga omnes- sowie das 
ius cogens-Konzept als Beleg dafür an, 
dass bestimmte Normen die Qualität 
internationalen Verfassungsrechts haben. 
Nach traditioneller Auffassung gab es 
keinen Vorrang einer der Rechtsquellen 
des Völkerrechts. Aber durch die Ein-
führung des zwingenden Völkerrechts 
wurde der Vorrang einiger besonders 
elementarer Normen vor allen anderen 
anerkannt. Das Konzept der erga omnes-
Pflichten löst darüber hinaus in einigen 
Verträgen die klassische bipolare durch 
eine multipolare Erfüllungsstruktur ab. 
Nur die Staatengemeinschaft als Ganze 
könnte die betreffenden Verträge aufhe-
ben oder entsprechendes Gewohnheits-
recht abändern und würde in diesem Fall 
verfassungsändernd tätig. Dies veran-
lasst ihn zu der Einschätzung, dass mit 
„... fortschreitender Konstitutionalisie-
rung des Völkerrechts ... die Willkür ein-
zelner Staaten zurückgedrängt [wird]“ 
(Uerpmann 2001: 572). Diese Ansicht 
teilt auch Jochen A. Frowein. Der Schutz 
bestimmter materieller Werte, die er als 
„Verfassungsprinzipien der Staatenge-
meinschaft“ (Frowein 2000: 444). be-
zeichnet, verändert seiner Ansicht nach 
den Charakter des Völkerrechts, denn es 
handelt sich nicht länger um ein rein auf 
dem Willen der Staaten beruhendes 
Recht. 
Auch Brun-Otto Bryde stuft die interna-
tionalen Menschenrechtsverträge als 
„Kodifikationen des Grundrechtskata-
logs der jeweiligen Staatengemeinschaft 
[universal oder regional]“ ein (Bryde 
1993: 169). Dadurch, dass die Men-
schenrechte Verpflichtungen erga omnes 
darstellen, wird seiner Ansicht nach „... 
ein rein zwischenstaatliches Modell des 
Völkerrechts verlassen, Völkerrecht wird 
konstitutionalisiert“ (Bryde 1993: 170). 
Wenn nicht länger die Staaten, sondern 
die Staatengemeinschaft oberster Be-
zugspunkt des Völkerrechts ist, führt 
dies seiner Ansicht nach fast zwangsläu-
fig zu einem verfassungsrechtlichen 
Verständnis des Völkerrechts.  
Auch Prosper Weil deutet die aktuellen 
Entwicklungen als fundamentalen Wan-
del des Völkerrechts, den er aus einer 
rechtspositivistischen Position heraus 
jedoch, im Gegensatz zu den zuvor ange-
führten Autoren, als Bedrohung für die 
Funktionsfähigkeit des internationalen 
Rechtssystems und somit letztlich auch 
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für die internationalen Beziehungen ein-
stuft. Seiner Ansicht nach besteht die 
zentrale Funktion des Völkerrechts seit 
seinen Anfängen darin, „… to ensure the 
coexistence – in peace, if possible; in 
war if necessary – and the cooperation 
of basically disparate entities composing 
a fundamentally pluralistic society“ 
(Weil 1983: 418).  
Es dient somit in erster Linie der Milde-
rung der Anarchie der horizontal organi-
sierten und mit dezentraler politischer 
Macht ausgestatteten internationalen 
Staatengemeinschaft. 
Weil fordert, die sich in den letzten 
Jahrhunderten herausgebildeten Charak-
teristika des Völkerrechts unbedingt zu 
erhalten, damit es auch weiterhin seine 
Funktionen erfüllen kann. Zu diesen 
Charakteristika zählt er insbesondere die 
freiwillige Unterwerfung der Staaten 
unter die internationalen Normen, deren 
Erzeuger und Adressaten sie gleichzeitig 
sind. Darüber hinaus betont Weil die 
Notwendigkeit der Neutralität des Völk-
errechts, „... considering the variety of 
moral and religious conceptions fea-
tured by the different societies making 
up the international community” (Weil 
1983: 420).  
Um diese beiden Hauptmerkmale zu 
garantieren, bedarf es nach Ansicht von 
Weil eines positivistischen Ansatzes, 
denn „[w]ithout this positivistic ap-
proach, the neutrality so essential to 
international law qua coordinator be-
tween equal, but disparate, entities 
would remain in continual jeopardy” 
(Weil 1983: 421). 
Durch die Einführung von zwingendem 
Völkerrecht und Verpflichtungen, die 
der gesamten Staatengemeinschaft ge-
schuldet werden, was Weil als „variable 
normativity“ bezeichnet (Weil 1983: 
418), werden jedoch seiner Ansicht nach 
sowohl die Freiwilligkeit als auch die 
Neutralität missachtet und somit die 
Funktionsfähigkeit des Völkerrechts be-
einträchtigt, wenn nicht gar zerstört. Er 
gesteht zwar zu, dass diese Rechtsinsti-
tute mit der guten Absicht eingeführt 
wurden, die Vorherrschaft der Ethik, wie 
sie in der Anerkennung gemeinsamer 
Werte und Güter im Namen einer inter-
nationalen Gemeinschaft zum Ausdruck 
kommt, über ein positives Recht zu be-
tonen und dadurch eine Solidarität zu 
erzeugen, die alle Differenzen, die unter 
den Staaten herrschen, überbrückt. Doch 
diese Absicht beruht laut Weil auf An-
nahmen, die in der Realität nicht gege-
ben sind und daher Gefahren für das 
gesamte internationale System bergen. 
„Vigilance, however, is imperative, lest 
too high a price be paid for the progress 
of international law towards greater 
moral substance and greater solidarity. 
At a time when international society 
needs more than ever a normative order 
capable of ensuring the peaceful coexis-
tence, and cooperation in diversity, of 
equal and equally sovereign entities, the 
waning of voluntarism in favor of the 
ascendancy of some, neutrality in favor 
of ideology, positivity in favor of ill-
defined values might well destabilize the 
whole international normative system 
and turn into an instrument that can no 
longer serve its purpose” (Weil 1983: 
423). 
Weil kritisiert, dass die traditionelle Ein-
heit der Völkerrechtsnormen bezüglich 
ihrer Rechtsqualität durch das ius co-
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gens-Konzept aufgehoben wird, wenn 
einigen Normen ein stärkerer Verpflich-
tungscharakter zuerkannt wird als ande-
ren (Weil 1983: 421). Diese Unterteilung 
betrachtet er als künstlich, weil es im 
Völkerrecht keine spezifische Quelle 
gibt, mit der „konstitutionelle“ im Unter-
schied zu „einfachen“ Normen erzeugt 
werden können. Ius Cogens kann aus 
jeder völkerrechtlichen Quelle entstehen, 
denn es ist kein spezifischer Prozess der 
Normerzeugung, der die erhöhte Rechts-
bindung begründet, sondern der spezifi-
sche Inhalt einer Norm. Dies ist für ei-
nen Positivisten wie Weil, der ausdrück-
lich die Notwendigkeit der Neutralität 
des Völkerrechts betont, unannehmbar. 
Seine Ablehnung einer materiellen Völ-
kerrechtsordnung beruht dabei insbeson-
dere auf der Sorge, dass Staaten gegen 
ihren Willen an Werte gebunden sein 
könnten, die sie nicht teilen (Weil 1983: 
430). 
Für ihn ist es zudem problematisch, den 
Charakter einer Norm von der Einschät-
zung einer nicht näher definierten inter-
nationalen Gemeinschaft abhängig zu 
machen. Er bemängelt, dass nicht geklärt 
ist, was sich hinter dem Begriff der Ge-
meinschaft eigentlich verbirgt. Da nach 
der klassischen Völkerrechtslehre die 
internationale Gemeinschaft keine eige-
ne Rechtspersönlichkeit besitzt, kann sie 
nur durch die einzelnen Staaten reprä-
sentiert werden (vgl. Annacker 1994: 
54). Es ist jedoch unklar, welche Staaten 
berechtigt sein sollen, verbindlich für 
alle anderen die Normen des zwingenden 
Völkerrechts festzulegen. Weil kritisiert 
den in der Literatur verwendeten Termi-
nus der „wesentlichen Bestandteile“ der 
internationalen Gemeinschaft, denn „… 
since a state’s membership in this club of 
‚essential components’ is not made con-
spicuous by any particular distinguish-
ing marks – be they geographical, ideo-
logical, economic, or whatever – what 
must happen in the end is that a number 
of states (not necessarily in the majority) 
will usurp an exclusive right of member-
ship and bar entry to the others, who will 
find themselves not only blackballed but 
forced to accept the supernormativity of 
rules they were perhaps not even pre-
pared to recognize as ordinary norms” 
(Weil 1983: 427). 
Weiterhin kritisiert Weil die Tendenz, 
zwingende Völkerrechtsnormen als Ver-
pflichtungen erga omnes einzustufen und 
somit jedem Staat das Recht zu verlei-
hen, die Einhaltung dieser Normen von 
jedem anderen Staat zu fordern und zu 
überwachen (vgl. Weil 1983: 431). Nach 
traditionellem Verständnis gab es im 
Völkerrecht keine Verpflichtungen eines 
Staates gegenüber der gesamten Staaten-
gemeinschaft, deren Einhaltung von al-
len überwacht wurde. Vielmehr war es 
die Aufgabe eines jeden Staates, seine 
Rechte selbst zu schützen und für ihre 
Einhaltung zu sorgen. Für Weil wird 
diese „every-man-for-himself doctrine“ 
am ehesten einer internationalen Ge-
meinschaft gerecht, die aus gleichbe-
rechtigten Staaten besteht (Weil 1983: 
431). Bestrebungen, bestimmte ethische 
und moralische Werte unter besonderen 
Schutz zu stellen, wie sie der IGH im 
Barcelona Traction Fall mit der Einfüh-
rung des erga omnes-Konzeptes einge-
leitet hat, bedrohen seiner Ansicht nach 
diese Doktrin. Die Verantwortlichkeit, 
die durch den Bruch einer Völkerrechts-
norm traditionell nur gegenüber dem 
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unmittelbar betroffenen Staat ausgelöst 
wurde, wird nun bei bestimmten Normen 
gegenüber allen Staaten der internationa-
len Gemeinschaft ausgelöst. 
Vergleichbar der Theorie des zwingen-
den Völkerrechts, steht für Weil auch 
hinter dem erga omnes-Konzept die gut 
gemeinte Intention, „... to sound the 
death knell of narrow bilateralism and 
sanctified egoism for the sake of the uni-
versal protection of certain fundamental 
norms…” (Weil 1983: 432).  
Vergleichbar sind für Weil allerdings 
auch die Gefahren, die durch Verpflich-
tungen entstehen können, die der gesam-
ten Staatengemeinschaft geschuldet sind: 
„In the absence of any judicial channels 
organized to that end, that would mean 
that any state, in the name of higher va-
lues as determined by itself, could ap-
point itself the avenger of the internatio-
nal community. Thus, under the banner 
of law, chaos and violence would come 
to reign among states, and international 
law would turn on and rend itself with 
the loftiest of intentions” (Weil 1983: 
433). 
Insgesamt geht Weil also davon aus, 
dass die Tendenzen einer „relativization 
of normativity“ (Weil 1983: 441), wie 
sie sich in den Konzepten des zwingen-
den Völkerrechts und der Verpflichtun-
gen erga omnes niederschlagen, die 
Neutralität und den freiwilligen Charak-
ter des Völkerrechts bedrohen, also ge-
nau die Merkmale, die sein Funktionie-
ren sicherstellen sollen. Besondere Prob-
leme bereitet Weil dabei die Übertra-
gung der Normerzeugungskompetenz 
auf eine nicht näher bestimmte „interna-
tionale Gemeinschaft“. Denn wenn nicht 
länger die einzelnen Staaten die Normen 
erarbeiten, ist seiner Ansicht nach deren 
souveräne Gleichheit in Gefahr, weil 
eine Gruppe von Staaten, „a de facto 
oligarchy“ (Weil 1983: 441), sich anma-
ßen könnte, den eigenen Werten univer-
sale Geltung zu verschaffen. „In this way 
the concepts of ‚legal conscience’ and 
‚international community’ may become 
code words, lending themselves to all 
kinds of manipulation, under whose clo-
ak certain states may strive to implant an 
ideological system of law that would be 
a negation of the inherent pluralism of 
international society“ (Weil 1983: 441). 
Weil räumt ein, dass das Völkerrecht 
auch in seiner bisherigen Form seine 
Funktionen nicht immer zufriedenstel-
lend erfüllt hat und, dass es häufig im 
politischen Interesse einzelner Staaten 
manipuliert wurde. Dennoch vertritt er 
die Meinung, dass es nur in seiner tradi-
tionellen Form, d. h. unter Wahrung von 
Freiwilligkeit und Neutralität als positive 
Rechtsordnung, die internationalen Be-
ziehungen organisieren kann (vgl. Weil 
1983: 442). 
Meines Erachtens geht Weil hier, wenn 
er die Notwendigkeit der Neutralität des 
Völkerrechts betont, von einer falschen 
Prämisse aus. Spätestens seit der Been-
digung des Zweiten Weltkrieges ist das 
Völkerrecht keine wertneutrale Ordnung 
mehr. In der Charta der Vereinten Natio-
nen wird durch das umfassende Gewalt-
verbot der Weltfriede zum zentralen Ziel 
der gesamten Staatengemeinschaft er-
klärt. Die internationalen Menschen-
rechtsverträge zeugen trotz aller Diffe-
renzen im Detail vom Willen der Mehr-
heit der Staaten, den fundamentalen 
Menschenrechten weltweit Geltung zu 
verschaffen, und es zeichnet sich ein 
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Trend ab, auch die Demokratie zu den 
universal gültigen Werten zu zählen. 
Hobe spricht in diesem Zusammenhang 
von einem „im Völkerrecht begründe-
te[n] Recht auf demokratische Herr-
schaft“ (Hobe 1999a: 274). 
Auf innerstaatlicher Ebene dienen Ver-
fassungen dem Schutz bestimmter 
grundlegender Werte, deren Beachtung 
eine Gemeinschaft als unerlässlich emp-
findet. Dies spiegelt sich z. B. im Grund-
rechtskatalog des deutschen Grundgeset-
zes wider. Aber müssen nicht auch die 
Akteure der internationalen Gemein-
schaft, also in erster Linie die Staaten 
und in zunehmendem Maße auch nicht-
staatliche Akteure, auf moralische 
Grundsätze verpflichtet werden? Welt-
weite Empörung und Proteste gegen den 
Irak-Krieg der USA und ihrer Koaliti-
onspartner oder gegen massive Men-
schenrechtsverletzungen, wie sie die 
Folterungen irakischer Gefangener her-
vorgerufen haben, deuten auf ein Be-
dürfnis der Menschen hin, bestimmte 
Werte und Güter weltweit unter Schutz 
zu stellen.37
                                                 
                                                                   
37 Die Prozesse der Globalisierung erzeugen 
einerseits das Bedürfnis nach einer allseits 
anerkannten normativen Ordnung zur Lö-
sung der aktuellen Probleme, andererseits 
verdeutlicht z. B. die Debatte um die uni-
verselle Gültigkeit der Menschenrechte, 
wie schwierig es ist, die verschiedenen Kul-
turkreise auf gemeinsame Werte zu ver-
pflichten. Die unterschiedlichen Vorstellun-
gen über die Existenz bzw. die Möglichkeit 
der Entwicklung eines universalen Moral-
konzeptes als Grundlage für ein Welt-
innenrecht werden in der Debatte zwischen 
„Universalisten“ und „Relativsten“ deutlich 
(siehe hierzu z. B. Höffe 1999 und Walzer 
1996). Die Autorin stimmt bezüglich dieser 
Problematik mit Hauchler, Messner und 
Nuscheler überein: „Globales Recht kann 
nur auf der Grundlage eines Konsenses der 
Weltkulturen über universale Werte allge-
Sobald allerdings dieser erste Punkt be-
jaht und für ein Völkerrecht plädiert 
wird, dass sich zu einer stärker an mate-
riellen Werten ausgerichteten Ordnung 
entwickelt, erscheint ein weiterer Schritt 
notwendig. Die Einhaltung der gemein-
samen moralischen Grundsätze darf 
dann nicht länger der freien Entschei-
dung der Staaten überlassen bleiben. 
Eine Völkerrechtsordnung mit objektiver 
Geltung, die die Anerkennung funda-
mentaler Normen der Willkür der inter-
nationalen Akteure entzieht, wird erfor-
derlich. Genau diesem Zweck dienen die 
Konzepte des ius cogens und der Ver-
pflichtungen erga omnes. Es ist meines 
Erachtens nicht nur vertretbar, sondern 
unabdingbar, die Vertragsfreiheit der 
Staaten, die im Völkerrecht die Regel 
darstellt, und deren Einhaltung Weil 
besonders eindringlich fordert, in einigen 
Fällen einzuschränken. Zu Recht führt 
Frowein in diesem Zusammenhang an, 
dass es heute kaum vorstellbar ist, dass 
das Völkerrecht die Einhaltung des Ver-
bots von Aggressionshandlungen, von 
Genozid oder schweren Menschen-
rechtsverletzungen dem Belieben der 
Staaten überlässt (vgl. Frowein 1989: 
224). 
Die zunehmende Anerkennung von Staa-
tengemeinschaftsinteressen und deren 
Einstufung als ius cogens und erga om-
nes kann durchaus als ein im Entstehen 
begriffener globaler Ordnungsrahmen im 
Sinne einer Verfassung interpretiert 
werden, wenn auch erst in Ansätzen. 
Wichtig ist solch ein verbindlicher über-
geordneter Rahmen auch als Bindeglied 
meine weltgesellschaftliche Anerkennung 
finden“ (Hauchler u. a. 2001: 20). 
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zwischen den diversen Rechtsregimen 
der unterschiedlichen Politikbereiche 
(Sicherheit, Weltwirtschaft, Umwelt 
etc.), um diese auf allgemeingültige 
Werte zu verpflichten. Delbrück spricht 
in diesem Zusammenhang von „konstitu-
tionellen Grundnormen, die die Gesamt-
rechtsordnung unterfangen“, um deren 
Kohärenz zu gewährleisten (Delbrück 
2001: 13).  
Die Konsequenzen, die sich aus der Ob-
jektivierung von Teilen der internationa-
len Rechtsordnung für die Rechtsdurch-
setzung, ergeben, werden im folgenden 
Kapitel problematisiert. 
4. Reformkonzepte im Bereich 
der Rechtsdurchsetzung 
Um von außen gegen massive Men-
schenrechtsverletzungen innerhalb sou-
veräner Staaten vorzugehen, gab es lan-
ge Zeit keinerlei rechtliche Handhabe. 
Der Schutz der Menschenrechte gehörte 
zu den inneren Angelegenheiten jedes 
souveränen Staates und fiel somit in sei-
ne alleinige Zuständigkeit. Hierdurch 
ergab sich die paradoxe Situation, dass 
die Institution, die die Menschenrechte 
verletzte, gleichzeitig für deren Schutz 
zuständig war. Die Gräueltaten des Nazi-
regimes führten schließlich dazu, dass 
die Verantwortung für den Schutz der 
Menschenrechte nach Beendigung des 
Zweiten Weltkriegs durch die Aufnahme 
in die Satzung der Vereinten Nationen 
erstmals ausdrücklich auf die internatio-
nale Ebene verlagert wurde. Es folgte 
eine umfassende Kodifizierung der Men-
schenrechte in diversen Verträgen, von 
denen eine Vielzahl mittlerweile nahezu 
weltweite Gültigkeit besitzen. Die wich-
tigsten sind neben der völkerrechtlich 
unverbindlichen Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte von 1948, der Zivil- 
sowie der Sozialpakt, die beide 1976 in 
Kraft getreten sind (den Zivilpakt haben 
bislang 152 Staaten ratifiziert und den 
Sozialpakt 149). Weitere zentrale Men-
schenrechtsverträge sind die Konvention 
über die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes (in Kraft seit 1951), das 
Übereinkommen gegen Folter und ande-
re grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung oder Strafe (in 
Kraft seit 1987, 136 Ratifikationen), das 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau (in 
Kraft seit 1981, 177 Ratifikationen) und 
das Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes (in Kraft seit 1990, 192 Ratifika-
tionen).38
Doch die Internationalisierung der Ver-
antwortung für den Menschenrechts-
schutz blieb unvollständig, denn sie 
stand in einem Spannungsverhältnis zum 
Nichteinmischungsgebot in die inneren 
Angelegenheiten der Staaten, das in Ar-
tikel 2 (7) der UN-Charta niedergelegt 
ist: „Aus dieser Charta kann eine Befug-
nis der Vereinten Nationen zum Eingrei-
fen in Angelegenheiten, die ihrem Wesen 
nach zur inneren Zuständigkeit eines 
Staates gehören, oder eine Verpflichtung 
der Mitglieder, solche Angelegenheiten 
einer Regelung auf Grund dieser Charta 
zu unterwerfen, nicht abgeleitet wer-
den...“ 
Diesem zentralen Grundsatz der Charta 
wurde als einem Ausdruck der staatli-
                                                 
38 Quelle: http://www.unhchr.ch/pdf/report. 
pdf (Stand Juli 2004). 
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chen Souveränität39 lange Zeit Vorrang 
vor dem Schutz der Menschenrechte 
eingeräumt. 
Die Feststellung des IGH im Barcelona 
Traction Fall, dass grundlegende Men-
schenrechte Verpflichtungen erga omnes 
sind, d. h. Verpflichtungen, die jeder 
Staat gegenüber der gesamten internati-
onalen Gemeinschaft zu erfüllen hat, so-
wie die Einstufung zentraler Menschen-
rechtsnormen als zwingendes Völker-
recht, deutet eine Auflösung dieses 
Spannungsverhältnisses zugunsten der 
Menschenrechte an, denn ihr Schutz ist 
gemäß der Formulierung des IGH die 
Angelegenheit aller Staaten, und alle 
haben ein rechtliches Interesse an ihrer 
Einhaltung. Delbrück interpretiert diese 
Einführung von Verpflichtungen gegen-
über der Staatengemeinschaft als „... 
Hinweis auf den Wandel der Haltung der 
Staatengemeinschaft im Hinblick auf die 
                                                 
39 Das Prinzip der Souveränität, das seit dem 
Westfälischen Frieden als die normative 
Grundlage moderner Staatlichkeit gilt und 
einerseits die Unabhängigkeit von äußerer 
Einmischung bedeutet (externe Souveräni-
tät) und andererseits die höchste Entschei-
dungsgewalt innerhalb eines Staatsgebietes 
kennzeichnet (interne Souveränität), war 
nie unumstritten. Kritiker führen z. B. an, 
dass die externe Souveränität aufgrund der 
extremen Machtunterschiede im internatio-
nalen System für viele Staaten real nie ge-
geben war (vgl. z. B. Seidelmann 1998 
363ff). Darüber hinaus sind in der Epoche 
der Globalisierung die formal unabhängi-
gen Staaten zunehmend wechselseitig von-
einander abhängig. „Nationalstaaten verfü-
gen daher zwar formalrechtlich und völker-
rechtlich betrachtet weiterhin über ihre 
‚nationale Souveränität’, de facto ist ihre 
Handlungsfähigkeit ... in vielen Bereichen 
jedoch nur noch durch die grenzüberschrei-
tende Bündelung verstreuter Steuerungs-
ressourcen und geteilter Souveränitäten 
möglich“ (Messner 2002: 15). Zu den Ver-
änderungen des Konzepts staatlicher Sou-
veränität siehe auch Kapitel 4.2. 
Bedeutung des Völkerrechts allgemein 
und auf die gestiegenen Aussichten für 
einen wirksameren internationalen Men-
schenrechtsschutz im besonderen“ (Del-
brück 2000: 489). 
Eine wichtige Entwicklung im Hinblick 
auf einen wirksamen Menschenrechts-
schutz ist die steigende Anzahl gerichtli-
cher und gerichtsähnlicher Instanzen auf 
regionaler und internationaler Ebene, die 
in zunehmendem Maße auch nichtstaat-
lichen Akteuren offen stehen bzw. diese 
zur Rechenschaft ziehen (vgl. hierzu 
ausführlich Kap. 2.1). Sie belegen nach 
Delbrücks Ansicht, dass die institutiona-
lisierte internationale Gerichtsbarkeit als 
Instrument der Rechtsdurchsetzung im-
mer mehr an Bedeutung gewinnt (vgl. 
Delbrück 2001: 10f). Insbesondere der 
IStGH ist dabei als ein wesentlicher 
Baustein eines Weltinnenrechtskonzep-
tes zu bewerten, da er „... nach Abs. 4 
der Präambel und Art. 1 des Statuts mit 
der Wahrung von Werten betraut ist, die 
als Ausdruck einer internationalen Mo-
ral und Sittlichkeit empfunden werden“ 
(Stahn 1998: 107).  
Durch den IStGH besteht erstmals die 
Möglichkeit, massive Menschenrechts-
verletzungen im Rahmen eines gerichts-
förmigen Verfahrens auf internationaler 
Ebene dauerhaft zu ahnden. Ein wichti-
ger Fortschritt ist hierbei, dass Personen, 
die „im Namen“ eines Staates handeln, 
nicht länger Immunität vor der Strafver-
folgung genießen. Der Gerichtshof ver-
fügt zwar gegenüber den Staaten ledig-
lich über eine komplementäre Zustän-
digkeit, durch die ex officio-Befugnisse 
der Staatsanwaltschaft hat jedoch „... die 
internationale Gemeinschaft ein Organ 
gewonnen, das für die Opfer auch dann 
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eintreten kann, wenn Staaten davor aus 
politischem Eigeninteressen zurück-
schrecken“ (Stahn 1998: 112).  
Auch Delbrück beurteilt in diesem Zu-
sammenhang die individuelle völker-
strafrechtliche Verantwortlichkeit als 
einen für das Weltinnenrecht wichtigen 
Prozess der „Entstaatlichung“: „Nament-
lich die Strafverfolgung von Staats- und 
Regierungsrepräsentanten aufgrund von 
völkerrechtlichen Normen zum Schutz 
der Menschenrechte und zur Sanktionie-
rung von Verletzungen völkerrechtlicher 
Fundamentalnormen wie des Gewaltver-
botes spiegelt den Prozess der Entstaat-
lichung wider, indem die Staaten den 
unmittelbaren Zugriff internationaler 
Gerichtsbarkeit auf das Individuum ein-
räumen“ (Delbrück 2001: 11). 
Die Bereitschaft einer internationalen 
Institution die Strafverfolgungsgewalt 
über die eigenen Bürger einzuräumen, 
zeugt bei den Staaten, die das Römische 
Statut ratifiziert haben, von einer beacht-
lichen Bereitschaft, auf einem elementa-
ren Bestandteil souveräner Staatlichkeit 
zu verzichten. Diese positive Entwick-
lung in einem sehr spezifischen Bereich 
ist jedoch nicht ausreichend, um einen 
umfassenden Schutz der Menschenrechte 
weltweit zu gewährleisten. Nach wie vor 
berufen sich viele Staaten auf das Prin-
zip der Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten, wenn es um die Ein-
haltung der Menschenrechte geht. Es 
bedarf daher einer grundsätzlichen Klä-
rung des Verhältnisses von Menschen-
rechten und staatlicher Souveränität so-
wie der Festlegung der Rolle, die die 
internationale Gemeinschaft bei der 
Durchsetzung fundamentaler Menschen-
rechte spielen muss. In den Kapiteln 4.1 
und 4.2 werden zwei Reformkonzepte 
vorgestellt, die für eine Diskussion über 
die zukünftige Ausgestaltung des Völ-
kerrechts in diesem Bereich einen we-
sentlichen Beitrag leisten können. 
4.1 Der Entwurf der Völker-
rechtskommission zur 
Staatenverantwortlichkeit 
Traditionell hat nur ein unmittelbar von 
völkerrechtswidrigen Handlungen be-
troffener Staat einen subjektiven An-
spruch darauf, Gegenmaßnahmen zu 
ergreifen, um so seine Rechte durchzu-
setzen oder Wiedergutmachung bzw. 
Schadenersatz zu verlangen.40 Es zeich-
net sich jedoch allmählich eine Entwick-
lung ab, die nicht nur das enge bilaterale 
Verhältnis gegenseitiger Rechte und 
Pflichten zwischen Vertragspartnern auf-
weicht (siehe erga omnes-Konzept), son-
dern auch die Rechtsdurchsetzung nicht 
mehr allein dem betroffenen Staat über-
lässt und statt dessen die gesamte Staa-
tengemeinschaft in die Pflicht nimmt. 
Diese Sichtweise spiegelt sich in den 
„Draft articles on Responsibility of Sta-
tes for internationally wrongful acts“ der 
Völkerrechtskommission der Vereinten 
Nationen (ILC) wider, die im Januar 
2002 als Resolution der UN-Generalver-
                                                 
40 Gegen das völkerrechtswidrige Verhalten 
eines Staates kann sich der in seinen Rech-
ten verletzte Staat mit einer Repressalie zur 
Wehr setzen, z. B. durch einen Handels-
boykott. Hierbei ist das Verhältnismäßig-
keitsprinzip ebenso zu beachten wie die 
fundamentalen Prinzipien des Völkerrechts. 
Das Gewaltverbot oder die Menschenrechte 
dürfen auf keinen Fall verletzt werden. Der 
Staat auf den die Repressalie zielt, soll von 
der Maßnahme zuvor in Kenntnis gesetzt 
werden und sie ist zu beenden, sobald der 
Staat seinen Verpflichtungen nachkommt 
(vgl. Schorlemer 2003: 5). 
PARADIGMENWECHSEL IM VÖLKERRECHT 33
sammlung41 verabschiedet wurden (vgl. 
Resolution A/RES/56/83 der UN-Gene-
ralversammlung vom 28.01.2002). Die 
Annahme des Entwurfes kennzeichnet 
den vorläufigen Abschluss eines Kodifi-
kationsvorhabens, das bereits 1949 auf 
der ersten Sitzung der ILC seinen An-
fang nahm. Damals befand die Kommis-
sion, dass die Frage der Staatenverant-
wortlichkeit zu den Themen gehört, die 
kodifikationsreif seien, und 1953 erteilte 
die UN-Generalversammlung ihr in Ü-
bereinstimmung mit Artikel 13 UN-
Charta die Befugnis dazu. Seit diesem 
Zeitpunkt haben sich eine Reihe von 
Sonderberichterstattern mit dem Thema 
befasst und z. T. sehr weitreichende 
Entwürfe ausgearbeitet, die über gelten-
des Völkervertrags- oder –gewohnheits-
recht hinausgingen und daher häufig 
nicht die Zustimmung der Mehrheit der 
Staaten fanden. Hier deutet sich ein all-
gemeines Kodifikationsproblem an. Da-
mit ein Entwurf später eine möglichst 
weitreichende Zustimmung erfährt, muss 
er auf den kleinsten gemeinsamen Nen-
ner beschränkt bleiben, wodurch innova-
tive Ansätze aber auch zeitgemäße An-
passungen häufig blockiert werden. 
Im 2002 verabschiedeten Entwurf der 
ILC spiegeln sich neuere Rechtsentwick-
lungen insofern wider, als er Konse-
quenzen für die Staatenverantwortlich-
keit aus den Rechtskategorien ius cogens 
und erga omnes zieht.  
Artikel 40 besagt z. B., dass ein ernsthaf-
ter Bruch42 von zwingendem Völkerrecht 
                                                 
                                                                   
41 Resolutionen der UN-Generalversammlung 
sind im Gegensatz zu denen des UN-
Sicherheitsrats nicht bindend.  
42 „A breach of such an obligation is serious 
if it involves a gross or systematic failure 
besondere Rechtsfolgen nach sich ziehen 
soll. Neben der Vorgabe, dass kein Staat 
die durch den Rechtsbruch entstandene 
Situation als rechtmäßig anerkennen, 
noch dazu beitragen soll, sie aufrechtzu-
erhalten (Artikel 41, 2), enthält Absatz 1 
eine Aufforderung an alle Staaten: „... 
[to] cooperate to bring to an end 
through lawful means any serious 
breach within the meaning of article 40.”  
Besondere Aufmerksamkeit verdient 
Artikel 41, weil er eine Verpflichtung 
zur Kooperation aller Staaten mit dem 
Ziel der Wiederherstellung des rechtmä-
ßigen Zustands festschreibt. Diese Ko-
operationsverpflichtung besteht unab-
hängig davon, ob ein individueller Scha-
den vorliegt. „It is, however, made clear 
that the obligation to cooperate applies 
to States whether or not they are indi-
vidually affected by the serious breach. 
What is called for in the face of serious 
breaches is a joint and coordinated ef-
fort by all States to counteract the effects 
of these breaches. It may be open to 
question whether general international 
law at present prescribes a positive duty 
of cooperation, and paragraph 1 in that 
respect may reflect the progressive de-
velopment of international law” (ILC 
2001: 287). 
Diese Handlungsverpflichtung aller 
Staaten, unabhängig von ihrer individu-
ellen Betroffenheit durch den völker-
rechtswidrigen Akt, bedeutet eine Ab-
kehr von der traditionellen Annahme, 
dass nur der unmittelbar betroffene Staat 
berechtigt ist, auf die Wiederherstellung 
eines rechtskonformen Zustandes hin-
by the responsible State to fulfil the obliga-
tion“ (ILC 2001: 53). 
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zuwirken. Die ILC plädiert somit für 
eine Weiterentwicklung des Völker-
rechts, weil mittlerweile einige grundle-
gende Normen, wie das Aggressions- 
oder das Völkermordverbot als schüt-
zenswert im Interesse der gesamten Staa-
tengemeinschaft erachtet werden. Daher 
sollten nach Ansicht der ILC auch unbe-
teiligte Staaten zur Verteidigung dieser 
Normen verpflichtet werden. 
Wie allerdings die Reaktionen der Staa-
ten bei einem massiven Bruch zwingen-
den Völkerrechts im einzelnen aussehen 
sollen, wird im Kommissionsentwurf 
nicht geregelt, er schreibt lediglich vor, 
dass es sich dabei um gesetzmäßige Mit-
tel handeln muss. Auch die Form der 
Kooperation bleibt den Staaten überlas-
sen. Sie kann im Rahmen der Vereinten 
Nationen stattfinden, es besteht aber 
keinerlei Pflicht zur einer institutionali-
sierten Kooperation (vgl. ILC 2001: 
286f). 
Auch den möglichen Folgen, die eine 
Verletzung von Verpflichtungen erga 
omnes nach sich ziehen können, widmet 
sich die ILC in ihrem Entwurf. Die 
Handlungsoptionen der Staaten sind seit 
dem Urteil des IGH im Barcelona Trac-
tion Case umstritten, denn der Gerichts-
hof hatte zwar das Vorhandensein von 
Verpflichtungen gegenüber der Staaten-
gemeinschaft betont, er ließ aber offen, 
wie die Staaten auf einen Bruch dieser 
Normen reagieren können. Insbesondere 
seine Aussage in § 91 des Urteils sorgte 
für Verwirrung. Hier heißt es: „However, 
on the universal level, the instruments 
which embody human rights do not con-
fer on States the capacity to protect the 
victims of infringements of such rights 
irrespective of their nationality“ (zit. 
nach Annacker 1994: 14). 
Trotz seiner Feststellung, dass grundle-
gende Menschenrechte Verpflichtungen 
gegenüber der gesamten Staatengemein-
schaft seien, ist der IGH also nicht so 
weit gegangen, jedem Staat das Recht 
einzuräumen, bei massiven Menschen-
rechtsverletzungen gegen einen anderen 
Staat vorzugehen. 
Die ILC hat das Problem in Teil III ihres 
Entwurfes („The Implementation of the 
International Responsibility of a State“) 
aufgegriffen und zwischen den Rechten 
eines unmittelbar betroffenen Staates 
(injured State, Artikel 42) und den Rech-
ten aller anderen Staaten (Artikel 48) im 
Falle der Verletzung von Kollektivinte-
ressen unterschieden. Im Kommentar zu 
Artikel 42 führt sie dazu aus: „... [I]t is 
necessary to recognize that a broader 
range of States may have a legal interest 
in invoking responsibility and ensuring 
compliance with the obligation in ques-
tion. Indeed in certain situations, all 
States may have such interest, even 
though none of them is individually or 
specially affected by the breach” (ILC 
2001: 293). 
Gemäß Artikel 48 besteht ein solches 
rechtliches Interesse, wenn eine Ver-
pflichtung des Völkerrechts einer Grup-
pe von Staaten zum Zweck des Schutzes 
eines Kollektivinteresses dieser Gruppe 
geschuldet wird oder wenn sie der ge-
samten internationalen Gemeinschaft 
dient. Zwar wird im eigentlichen Rechts-
text der Begriff „erga omnes“ nicht ge-
nannt, es findet sich aber im Kommentar 
der ILC ein Verweis auf das Urteil des 
IGH, der verdeutlicht, dass genau diese 
Verpflichtungen gemeint sind (vgl. ILC 
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2001: 293, FN 700). Der Kommissions-
entwurf enthält keine Auflistung von 
Völkerrechtsnormen, denen ein erga 
omnes-Charakter zuerkannt wird, es 
wird aber auf die Beispiele verwiesen, 
die bereits der IGH genannt hat. Interes-
sant ist jedoch, dass die Kommission 
darüber hinaus u. a. die Verschmutzung 
der Meere anführt, was darauf hindeutet, 
dass sie elementare Umweltschutznor-
men als Verpflichtungen erga omnes 
einstuft, auch wenn diese nicht zu den 
Beispielen des Gerichtshofs gehören 
(vgl. ILC 2001: 322). 
Liegt eine Situation nach Artikel 48 (1) 
vor, so sollte nach Ansicht der ILC jeder 
Staat berechtigt sein, vom rechtsbrüchi-
gen Staat die Beendigung des rechtswid-
rigen Zustands zu verlangen (Cessation, 
Art. 48, 2). Darüber hinaus sieht der 
Entwurf vor, dass jeder Staat Reparati-
onszahlungen im Namen des unmittelbar 
betroffenen Staates oder im Interesse „of 
the beneficiaries of the obligation brea-
ched“ (Artikel 48, 2 b) verlangen kann. 
Es handelt sich hierbei um einen sehr 
fortschrittlichen Ansatz, wenn Entschä-
digungen nicht lediglich zugunsten eines 
Staates eingefordert werden können, 
sondern z. B. auch für Individuen, die 
unter Menschenrechtsverletzungen lei-
den mussten, oder Ausgleichszahlungen 
aufgrund von Umweltverschmutzungen. 
Die Kommission verweist daher darauf, 
dass sich Probleme bei der Umsetzung 
ergeben können, die aber den Rahmen 
ihres Entwurfes sprengen würden. „Pa-
ragraph 2 (b) can do no more than set 
out the general principle“ (ILC 2001. 
323).  
Es bleibt daher abzuwarten, ob sich in 
Zukunft entsprechendes Vertrags- oder 
Gewohnheitsrecht herausbildet. 
Die zentrale Frage, inwieweit nicht un-
mittelbar betroffene Staaten Gegenmaß-
nahmen ergreifen dürfen (z. B. Repressa-
lien), um die Beendigung von Rechts-
brüchen, die sich gegen Gemeinschafts-
interessen richten zu erzwingen, lässt der 
Entwurf der ILC unbeantwortet. Im 
Kommentar zu Artikel 54 („Measures 
taken by States other than an injured 
State“) werden einige Beispiele der bis-
herigen Staatenpraxis in Form von Wirt-
schaftssanktionen oder Vertragssuspen-
dierungen genannt, z. B. das 1990 von 
den USA und den Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union verhängte Wirt-
schaftsembargo gegen den Irak als Reak-
tion auf dessen Kuwaitinvasion oder das 
Landeverbot der jugoslawischen Luft-
fahrtgesellschaft in den Staaten der Eu-
ropäischen Union von 1998 als Reaktion 
auf die Situation im Kosovo. In ihrer 
abschließenden Beurteilung kommt die 
ILC bezüglich dieser Problematik zu 
keinem eindeutigen Ergebnis und ver-
weist auf die Notwendigkeit der Weiter-
entwicklung des Völkerrechts (vgl. ILC 
2001: 355). 
Noch umstrittener als der Einsatz von 
Repressalien als Reaktion auf gravieren-
de Menschenrechtsverletzungen ist die 
humanitäre Intervention ohne UN-Man-
dat. Hierbei greifen ein oder mehrere 
Staaten zum Schutz einer fremden Be-
völkerung militärisch in den Hoheitsbe-
reich eines anderen Staates ein. Ein sol-
ches Vorgehen wird von der Mehrheit 
der Völkerrechtler abgelehnt, weil es 
eine erhebliche Missbrauchsgefahr auf-
weist. Matthias Pape z. B. verneint eine 
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völkergewohnheitsrechtliche Veranke-
rung der humanitären Intervention ohne 
Mandat des UN-Sicherheitsrates und 
sieht darin einen Verstoß gegen das Ge-
waltverbot der UN-Charta. Er kommt in 
einer Untersuchung von zwölf Fällen43 
zu folgendem Ergebnis: „Menschen-
rechtsverletzungen waren in kaum einem 
Fall der Hauptanlass des Einschreitens; 
vielmehr sind regelmäßig strategische 
und machtpolitische sowie ideologische 
Motive ausschlaggebend gewesen. (...) 
Menschenrechtsverletzungen dienten als 
Vorwand zum Einschreiten – wo ihnen 
die Intervention ein Ende machte war 
dies eher ein willkommener Nebenef-
fekt...“ (Pape 1997: 102f). 
Dieses Ergebnis spiegelt die grundle-
gende Problematik einzelstaatlicher 
Durchsetzungsmaßnahmen wider. Sie 
sind an die Eigeninteressen der Staaten 
geknüpft, die im Regelfall nicht aus rei-
nem Altruismus tätig werden, um Staa-
tengemeinschaftsinteressen durchzuset-
zen. Auch wenn diese als Rechtfertigung 
für ein Eingreifen angegeben werden, 
liegen meist andere Konflikte zugrunde. 
Andererseits gibt es Situationen, wie 
z. B. den Völkermord in Ruanda im Jahr 
1994, in denen ein Nichteingreifen als 
schwerwiegendes Versagen der Staaten-
gemeinschaft empfunden wird. Mit der 
Frage, inwieweit die internationale Ge-
meinschaft heute eine Verantwortung 
zur Verhinderung schwerster Menschen-
rechtsverletzungen hat, und wie sie die-
                                                 
43 Pape untersucht u. a. die Intervention der 
USA in die Dominikanische Republik 
1965, die indische Intervention in das da-
malige Ost-Pakistan (Bangladesh) 1971, die 
Intervention unter Führung der USA auf 
Grenada 1983, die Intervention der USA in 
Nicaragua 1979 (vgl. Pape 1997: 95ff). 
ser Verantwortung nachkommen sollte, 
beschäftigt sich eine im folgenden Kapi-
tel vorgestellte Studie unabhängiger Ex-
perten. 
4.2 Die „Responsibility to 
Protect“ der internatio-
nalen Gemeinschaft  
Als Anzeichen für eine sich wandelnde 
Gewichtung von Nichteinmischungsge-
bot und Menschenrechtsschutz kann die 
Praxis des UN-Sicherheitsrates gewertet 
werden, den Begriff der Bedrohung des 
internationalen Friedens auf massive 
Menschenrechtsverletzungen auszudeh-
nen und diese mit Zwangsmaßnahmen 
zu belegen. 
Seit der Errichtung der Vereinten Natio-
nen ist die einzelstaatliche Gewaltan-
wendung erheblich eingeschränkt, denn 
die UN-Charta untersagt in Artikel 2 (4) 
jede Androhung und Anwendung von 
Gewalt. Die einzige Ausnahme bildet 
das Selbstverteidigungsrecht gemäß Ar-
tikel 51. Als Ersatz für das einzelstaatli-
che Recht, seine Interessen notfalls mit 
Gewalt durchzusetzen, wurde ein Ge-
meinschaftsorgan errichtet. Der UN-
Sicherheitsrat trägt gemäß Artikel 24 die 
Hauptverantwortung für die Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit. Zur Erfüllung dieser Aufgabe 
kann er gemäß Kapitel VII der UN-
Charta die notwendigen Maßnahmen bis 
hin zu militärischen Sanktionen ergrei-
fen. 
Während dieses System kollektiver Si-
cherheit für die Dauer des Ost-West-
Konflikts weitgehend durch die gegen-
sätzlichen Positionen der beiden Veto-
mächte USA und UdSSR blockiert wur-
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de44, hat der Sicherheitsrat zwischen 
1990 und 2002 in dreizehn verschiede-
nen Konfliktsituationen teilweise mehr-
fach Zwangsmaßnahmen verhängt (vgl. 
Zangl 2002). Bei der Mehrzahl der Fälle, 
in denen der UN-Sicherheitsrat seit 1990 
tätig geworden ist, handelte es sich nicht 
um zwischenstaatliche Kriege, auf deren 
Verhinderung bzw. Beilegung das Ge-
waltverbot der UN-Charta in erster Linie 
ausgerichtet ist, sondern um innerstaatli-
che Konflikte. Der UN-Sicherheitsrat hat 
auf dieses neue Konfliktphänomen mit 
einer weiten Interpretation seiner Befug-
nisse reagiert, indem er sie als Bedro-
hung für den Weltfrieden und die inter-
nationale Sicherheit nach Kapitel VII 
einstufte. Das Interventionsverbot gemäß 
Artikel 2 (7) der UN-Charta ist dann 
kein Hindernis, weil davon die Anwen-
dung von Zwangsmaßnahmen nach Ka-
pitel VII ausdrücklich ausgenommen ist. 
Er ist sogar noch einen Schritt weiter 
gegangen und hat vereinzelt Interventio-
nen zur Beendigung von humanitären 
Katastrophen autorisiert und dabei mas-
sive Menschenrechtsverletzungen zur 
ausreichenden Handlungsgrundlage er-
klärt. Humanitäre Interventionen sind 
nicht ausdrücklich in der UN-Charta 
vorgesehen. Nach herrschender Meinung 
ist jedoch der Begriff der Friedensbedro-
hung gemäß Artikel 39 weit auszulegen, 
was dem UN-Sicherheitsrat einen großen 
Ermessensspielraum einräumt (vgl. Pape 
1997: 128). Die Überzeugung, dass auch 
massive Menschenrechtsverletzungen 
                                                 
                                                
44 Gewaltmaßnahmen hat der Sicherheitsrat in 
dieser Phase nur 1950 im Koreakrieg (Re-
solution 84) beschlossen und andere Sank-
tionsmaßnahmen nur 1966 gegen Rhode-
sien (Resolution 232) und 1977 gegen Süd-
afrika (Resolution 418) (vgl. Zangl 2002). 
eine solche Friedensbedrohung darstel-
len können, ist mittlerweile weitgehend 
anerkannt (vgl. Pape 1997: 128). 
Während der UN-Sicherheitsrat in der 
Resolution 688 aus dem Jahr 1991 die 
Unterdrückung der irakischen Zivilbe-
völkerung zwar verurteilte, stellten für 
ihn zu diesem Zeitpunkt die grenzüber-
schreitenden Flüchtlingsströme die ei-
gentliche Friedensbedrohung dar. Bereits 
ein Jahr später stufte er dann in der Re-
solution 794 die humanitäre Katastrophe 
in Somalia infolge des Bürgerkrieges als 
Friedensbedrohung ein, ohne auf einen 
grenzüberschreitenden Aspekt Bezug zu 
nehmen und ermächtigte den UN-Gene-
ralsekretär und die Mitgliedsstaaten un-
ter Berufung auf Kapitel VII der Charta 
dazu, alle notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen, um eine sichere Umwelt für 
die humanitäre Hilfe zu schaffen. „Im 
Ergebnis ist festzustellen, dass der Si-
cherheitsrat in Resolution 794 die Been-
digung der humanitären Notlage in So-
malia durch Einsatz militärischer Ge-
walt ohne den Willen der zuständigen 
Regierung autorisiert und insofern die 
Mitgliedsstaaten zu einer humanitären 
Intervention ermächtigt [hat]“ (Pape 
1997: 192). 
Im Zentrum der im Jahr 2001 vorgestell-
ten Studie „The Responsiblity to Protect“ 
der International Commission on Inter-
vention and State Sovereignty (ICISS) 
steht ebenfalls die Frage nach der Recht-
mäßigkeit humanitärer Interventionen.45 
Die zwölfköpfige unabhängige Exper-
tenkommission wurde von der kanadi-
 
45 Quelle: http://web.gc.cuny.edu/icissre 
search/Final.Report/Commission-Report. 
pdf (gelesen am 15.03.2003). 
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schen Regierung im September 2000 
eingesetzt, um sich mit der mehrfach von 
UN-Generalsekretär Kofi Annan ange-
sprochenen Problematik von humanitär 
begründeten Militärinterventionen im 
Verhältnis zur staatlichen Souveränität 
zu befassen.46 Hintergrund waren einer-
seits der Völkermord in Ruanda 1994 
und das Massaker von Srebrenica ein 
Jahr später, die beide unter den Augen 
der Weltöffentlichkeit stattfanden, ohne 
dass die Mitglieder des UN-Sicher-
heitsrats sich auf ein Vorgehen einigen 
konnten und andererseits die NATO-
Angriffe auf Serbien im Jahr 1999, die 
nicht im Einklang mit geltendem Völker-
recht standen. In dem Bericht geht es in 
erster Linie um die Beantwortung der 
Frage, in welchem Verhältnis das Souve-
ränitätsprinzip und der Menschenrechts-
schutz zueinander stehen, bzw. ob eine 
Relativierung des Souveränitätsparadig-
mas zugunsten des Schutzes elementarer 
Menschenrechte stattgefunden hat. 
Die ICISS kommt zu dem Ergebnis, dass 
der UN-Sicherheitsrat heute über das 
Recht verfügt, Interventionen zu autori-
sieren, was sie mit einem gewandelten 
Souveränitätsverständnis begründet. 
Die Debatte über die Rechtmäßigkeit 
humanitärer Interventionen muss sich 
ihrer Ansicht nach an den international 
gültigen Standards für das Verhalten von 
Staaten und Individuen orientieren, die 
seit der Gründung der Vereinten Natio-
                                                 
46 „He [K. Annan] posed the central question 
starkly and directly: … if humanitarian in-
tervention is, indeed, an unacceptable as-
sault on sovereignty, how should we re-
spond to a Rwanda, to a Srebrenica – to 
gross and systematic violations of human 
rights that affect every precept of our com-
mon humanity?” (ICISS 2001: VII). 
nen 1945 erheblich weiterentwickelt 
worden sind. Der Menschenrechtsschutz 
ist heute ein zentraler Bestandteil des 
internationalen Normensystems. Diese 
Entwicklung hat nach Ansicht der ICISS 
dazu geführt, dass „... there is growing 
recognition worldwide that the protec-
tion of human security, including human 
rights and human dignity, must be one of 
the fundamental objectives of modern 
international institutions” (ICISS 2001: 
6). 
Einige der internationalen Institutionen, 
die speziell zum Schutz der Menschen-
rechte bzw. zur Ahndung schwerwie-
gender Menschenrechtsverletzungen er-
richtet wurden, sind das Amt des UN-
Hochkommissars für Menschenrechte, 
die Überwachungsorgane der wichtigs-
ten Menschenrechtsverträge, die regio-
nalen Menschenrechtsgerichtshöfe, die 
Ad-hoc Tribunale und Sondergerichte 
sowie der IStGH. 
Zwar bleibt auch angesichts dieser Wei-
terentwicklung des internationalen Sys-
tems nach Ansicht der ICISS die staatli-
che Souveränität noch immer das zentra-
le Prinzip der internationalen Beziehun-
gen, das die rechtliche Identität der Staa-
ten bestimmt und Stabilität in ihren Be-
ziehungen gewährleisten soll. Denn ein 
wichtiges Element des Souveränitäts-
konzepts ist die Pflicht, die Souveränität 
jedes anderen Staates zu respektieren. 
Das Nichteinmischungsgebot bildet ge-
rade für kleine oder schwache Staaten 
einen wichtigen Schutz vor unerwünsch-
ter Einmischung von außen. Es verleiht 
jedem Staat das exklusive Recht, die 
legitime Gewalt innerhalb seiner territo-
rialen Grenzen auszuüben. Darüber hin-
aus ist „... sovereignty … more than just 
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a functional principle of international 
relations. For many states and peoples it 
is also a recognition of their equal worth 
and dignity, a protection of their unique 
identities and their national freedom, 
and an affirmation of their right to shape 
and determine their own destiny” (ICISS 
2001: 7). 
Aber auch wenn die ICISS betont, dass 
starke und unabhängige Nationalstaaten 
die beste Grundlage für friedliche inter-
nationale Beziehungen darstellen, macht 
sie die wichtige Einschränkung, dass 
staatliche Souveränität heute keinesfalls 
mehr eine unbegrenzte Machtausübung 
staatlicher Institutionen legitimiert (vgl. 
ICISS 2001: 7). Die internationale 
Rechtsordnung begrenzt sowohl die äu-
ßere als auch die innere Souveränität, 
d. h. sie regelt nicht mehr nur die Bezie-
hungen der Staaten untereinander, son-
dern greift zunehmend auch in das Ver-
hältnis Staat – Bürger ein. Neben dem 
Recht auf Ausübung des Gewaltmono-
pols umfasst die innere Souveränität 
heute daher eindeutig auch die Pflicht 
des Staates, die grundlegenden Rechte 
seiner Bürger zu respektieren und zu 
schützen. Eine solche als Verantwortung 
verstandene Souveränität (sovereignty as 
responsibility) umfasst nach Ansicht der 
ICISS die folgenden drei Elemente: 
„First it implies that the state authorities 
are responsible for the functions of pro-
tecting the safety and lives of citizens 
and promotion of their welfare. Sec-
ondly, it suggests that the national po-
litical authorities are responsible to the 
citizens internally and to the interna-
tional community through the UN. And 
thirdly, it means that the agents of states 
are responsible for their actions; that is 
to say they are accountable for their acts 
of commission and omission” (ICISS 
2001: 13). 
Die ICISS geht aber noch einen ent-
scheidenden Schritt weiter und leitet aus 
Normen wie der Völkermordkonvention, 
den Genfer Konventionen oder dem Sta-
tut des IStGH sowie der bisherigen Staa-
ten- bzw. UN-Sicherheitsrats-Praxis die 
Konsequenz ab, dass die Mitglieder der 
internationalen Gemeinschaft neben der 
Verpflichtung, die eigenen Bürger zu 
schützen, auch die komplementäre Ver-
antwortung für den Schutz der Bürger 
anderer Staaten haben (vgl. ICISS 2001: 
13). Vorrangig sei zwar nach wie vor der 
jeweilige Staat für die Sicherheit und 
den Schutz seiner Bürger zuständig, 
wenn er aber unfähig oder unwillig sei, 
eine humanitäre Katastrophe zu verhin-
dern, oder selbst als Täter auftrete, be-
stehe angesichts des heutigen Standes 
des Menschenrechtsschutzes eine Ver-
pflichtung der internationalen Gemein-
schaft, anstelle des Staates zu handeln. 
Nach Ansicht der ICISS hat sich ein 
neues Leitprinzip herausgebildet, die so 
genannte „responsibility to protect“ 
(ICISS 2001: 15). Diese subsidiäre Ver-
antwortlichkeit der internationalen Staa-
tengemeinschaft ist jedoch nicht auf ein 
militärisches Eingreifen in Extremsitua-
tionen begrenzt. „This responsibility has 
three integral and essential components: 
not just the responsibility to react to an 
actual or apprehended human catastro-
phe, but the responsibility to prevent it 
and the responsibility to rebuild after the 
event” (ICISS 2001: 17).47
                                                 
47 Auf die „responsibility to prevent“ und die 
“responsibility to rebuild” kann hier nicht 
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Nur die Vereinten Nationen verfügen 
nach Ansicht der ICISS als internationa-
le Organisation, in der alle Staaten ver-
treten sind, über die notwendige Legiti-
mität zu entscheiden, wann die Verant-
wortung der Staatengemeinschaft zum 
Tragen kommen muss. Gemäß der UN-
Charta ist es allein der UN-Sicherheits-
rat, der Zwangsmaßnahmen anordnen 
darf. Aufgrund des strikten Interventi-
onsverbotes der Charta ist seine Rolle 
von besonderer Bedeutung, nur er darf 
sich über die staatliche Souveränität zu 
Gunsten des Schutzes von Menschen vor 
massiven Bedrohungen hinwegsetzen. In 
einigen Präzedenzfällen hat der UN-
Sicherheitsrat nach Ansicht der ICISS 
bereits entsprechend des neuen Leitprin-
zips einer responsibility to protect ge-
handelt. Problematisch ist jedoch, dass er 
bei seinen Entscheidungen über einen 
weiten Ermessens- und Handlungsspiel-
raum verfügt. Der UN-Sicherheitsrat 
besitzt quasi die Definitionshoheit, wenn 
es darum geht, eine Bedrohung oder 
einen Bruch des Weltfriedens festzustel-
len, und er trifft diese Entscheidungen 
nach machtpolitischem Kalkül und ent-
sprechend den Interessen seiner Mitglie-
der, insbesondere der Vetomächte. Diese 
politische Funktionsweise führt dazu, 
dass vergleichbare Fälle keinesfalls 
gleich behandelt werden, wodurch eine 
wesentliche Voraussetzung legitimer 
Rechtsanwendung missachtet wird. Pape 
fragt z. B. „Why Bosnia, Kurdish Iraq 
                                                                   
                                                ausführlich eingegangen werden, da dies 
den Rahmen dieses INEF-Reportes spren-
gen würde. Zudem ist insbesondere die 
„responsibility to react“ im Hinblick auf die 
Frage, inwieweit sich das Souveränitätsver-
ständnis gewandelt hat und somit im Hin-
blick auf ein Weltinnenrecht, von Bedeu-
tung. 
and Somalia, but not Angola, or Liberia 
or southern Sudan, where equally atro-
cious situations exist?” (Pape 1997: 
287).  
Die ICISS warnt ebenfalls vor Situatio-
nen, in denen der UN-Sicherheitsrat sei-
ne Verantwortung nicht wahrnimmt, 
worunter die Glaubwürdigkeit des ge-
samten UN-Systems leidet (vgl. ICISS 
2001: 55). Es wird sich in derartigen 
Fällen kaum vermeiden lassen, dass ein-
zelne Staaten, insbesondere betroffene 
Nachbarstaaten, in eine innerstaatliche 
Situation eingreifen. Damit steigt aber 
die Gefahr, dass die intervenierenden 
Parteien grundlegende Prinzipien wie die 
Verhältnismäßigkeit der Mittel nicht 
beachten und die Situation missbrau-
chen, um eigene Interessen zu verfolgen. 
Multilateral organisierte Aktionen sind 
einzelstaatlichen Maßnahmen immer 
vorzuziehen. Daher fordert die ICISS die 
ständigen Sicherheitsratsmitglieder auf, 
sich einem Verhaltenskodex zu unter-
werfen, der einen missbräuchlichen und 
willkürlichen Gebrauch des Vetos ver-
hindern soll. Konkret sollen die ständi-
gen Mitglieder auf den Gebrauch des 
Vetos verzichten, wenn die materiellen 
Voraussetzungen für eine Intervention 
vorliegen, die Mehrheit der nicht ständi-
gen Mitglieder der Intervention zu-
stimmt und bedeutende nationale Inte-
ressen nicht betroffen sind.48 Darüber 
hinaus plädiert die ICISS für eine Be-
gründungspflicht gegenüber der gesam-
 
48 „The idea essentially is that a permanent 
member, in matters where its vital national 
interests were not claimed to be involved, 
would not use its veto to obstruct the pas-
sage of what would otherwise be a majority 
resolution” (ICISS 2001: 55). 
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ten Staatengemeinschaft im Falle der 
Einlegung eines Vetos. 
Über die Einführung eines Verhaltens-
kodex hinaus regt die ICISS eine Reform 
des Völkerrechts im Bereich der humani-
tären Intervention an. Die Kommission 
plädiert in Extremsituationen, in denen 
der UN-Sicherheitsrat unfähig oder un-
willig zum Handeln ist, für eine Umge-
hung seines in der UN-Charta festgeleg-
ten Gewaltanwendungsmonopols denn 
„... where lies the most harm: in the da-
mage to international order if the Secu-
rity Council is bypassed or in the dama-
ge to that order if human beings are 
slaughtered while the Security Council 
stands by“ (ICISS 2001: 55). 
Die ICISS vertritt den Standpunkt, dass 
eine Intervention notfalls auch durch die 
UN-Generalversammlung legitimiert 
werden kann. Gemäß Artikel 10 der UN-
Charta kann die UN-Generalversamm-
lung zu allen Fragen, die in den Anwen-
dungsbereich der Charta fallen, Empfeh-
lungen abgeben. Dieses Recht umfasst 
gemäß Artikel 11 (2) auch Situationen, 
in denen der Frieden bedroht oder 
gebrochen wird, allerdings nur solange 
sich der UN-Sicherheitsrat nicht mit 
einer solchen Situation befasst (Artikel 
12). In Anlehnung an diese Kompeten-
zen sieht die so genannte Uniting for 
Peace Resolution49 vor, dass die UN-
Generalversammlung binnen 24 Stunden 
zu einer Notstandssondersitzung zu-
sammenkommen kann, wenn der UN-
Sicherheitsrat in einer kritischen Situati-
on seiner Verantwortung nicht nach-
kommt. Eine solche Sondersitzung kön-
                                                 
49 Vgl. Resolution A/RES/377 (V) der UN-
Generalversammlung vom 03.11.1950. 
nen entweder neun Ratsmitglieder oder 
eine Mehrheit der Mitglieder der Verein-
ten Nationen verlangen (vgl. Paech 
2003). In der Resolution, die aus dem 
Jahr 1950 stammt und die Handlungsfä-
higkeit der Vereinten Nationen in der 
Korea-Krise wiederherstellen sollte, als 
der UN-Sicherheitsrat durch ein Veto der 
Sowjetunion bedroht wurde, heißt es: 
„Falls der Sicherheitsrat mangels Ein-
stimmigkeit seiner ständigen Mitglieder 
es in einem Fall offenbarer Bedrohung 
des Friedens, eines Friedensbruchs oder 
einer Angriffshandlung unterlässt, seine 
primäre Verantwortung für die Auf-
rechterhaltung des internationalen Frie-
dens und der Sicherheit auszuüben, 
(soll) die Generalversammlung unver-
züglich die Angelegenheit beraten ..., um 
den Mitgliedern geeignete Empfehlungen 
für Kollektivmaßnahmen zu geben, im 
Falle des Friedensbruches oder einer 
Angriffshandlung auch für den Ge-
brauch bewaffneter Kräfte, wenn das 
nötig ist, um den internationalen Frieden 
und die internationale Sicherheit auf-
rechtzuerhalten oder wiederherzustel-
len“ (Uniting for Peace Resolution, zit. 
nach Paech 2003). 
Diese Resolution greift die ICISS wieder 
auf, obwohl sie sich kaum mit der klaren 
Kompetenzverteilung der UN-Charta 
vereinbaren lässt, die allein dem UN-
Sicherheitsrat das Recht zugesteht, 
Zwangsmaßnahmen zu autorisieren. Die 
ICISS vertritt jedoch den Standpunkt, 
dass „…[a]lthough the General Assem-
bly lacks the power to direct that action 
be taken, a decision by the General As-
sembly in favour of action, if supported 
by an overwhelming majority of member 
states, would provide a high degree of 
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legitimacy for an intervention which 
subsequently took place, and encourage 
the Security Council to rethink its posi-
tion” (ICISS 2001: 53). 
Als eine weitere Alternative für den Fall, 
dass der UN-Sicherheitsrat handlungsun-
fähig ist, verweist die ICISS auf regiona-
le Organisationen im Sinne von Kapitel 
VIII UN-Charta,50 um eine kollektive 
Intervention innerhalb ihrer Grenzen 
durchzuführen (vgl. ICISS 2001: 53). 
Auch diese Option ist nicht unproblema-
tisch, da die UN-Charta eindeutig fest-
legt, dass regionale Organisationen ohne 
Ermächtigung des UN-Sicherheitsrates 
keine Zwangsmaßnahmen ergreifen dür-
fen (Artikel 53). Es gab allerdings in der 
Vergangenheit einige Fälle, in denen der 
UN-Sicherheitsrat Interventionen seitens 
regionaler Organisationen nachträglich 
gebilligt hat.51 Die ICISS geht davon aus, 
dass diese Konstellation auch in Zukunft 
Anwendung finden kann. Sie betont aber 
nachdrücklich, dass z. B. die NATO-An-
griffe auf Serbien nicht in diese Katego-
rie fallen, weil sich die militärischen 
Maßnahmen gegen ein Nichtmitglied 
                                                 
50 „Diese Charta schließt das Bestehen regio-
naler Abmachungen oder Einrichtungen zur 
Behandlung derjenigen die Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Si-
cherheit betreffenden Angelegenheiten 
nicht aus, bei denen Maßnahmen regiona-
ler Art angebracht sind; Voraussetzung 
hierfür ist, dass diese Abmachungen oder 
Einrichtungen und ihr Wirken mit den Zie-
len und Grundsätzen der Vereinten Natio-
nen vereinbar sind.“ (Art. 52 UN-Charta). 
51 Siehe z. B. Resolution S/RES/788 vom 
19.11.1992, in der der UN-Sicherheitsrat 
das Eingreifen der westafrikanischen Frie-
denstruppe ECOMOG, die von der Westaf-
rikanischen Wirtschaftsgemeinschaft (Eco-
nomic Community of West African States, 
ECOWAS) nach Liberia entsandt wurde, 
eindeutig begrüßt. 
richteten (vgl. ICISS 2001: 54). Für die 
Option, dass Regionalorganisationen bei 
extremen Konfliktsituationen innerhalb 
eines Mitgliedstaates eingreifen, spricht 
nach Ansicht der ICISS, dass gerade die 
Nachbarstaaten häufig ein großes Inte-
resse an der Beendigung eines Konflikts 
haben, weil sie von den Auswirkungen 
betroffen sein könnten, z. B. durch 
Flüchtlingsströme, oder weil sie ein  
Übergreifen des Konflikts auf ihr eige-
nes Territorium befürchten. Ebenso ver-
fügen sie meist über Detailinformationen 
bezüglich der Konfliktursachen (vgl. 
ICISS 2001: 54). 
4.3 Pro und Contra der 
Reformkonzepte 
Die Einstufung bestimmter Menschen-
rechte als ius cogens und Verpflichtun-
gen erga omnes deutet eine Weiterent-
wicklung des Völkerrechts vom zwi-
schenstaatlichen Kooperationsrecht zu 
einer materiellen globalen Rahmenord-
nung an, die dem Schutz grundlegender 
Werte des Gemeinschaftsinteresses 
dient. Allerdings existiert derzeit ein 
erhebliches Spannungsverhältnis, weil 
zwar einerseits Staatengemeinschaftsin-
teressen anerkannt worden sind, jedoch 
andererseits keine ausreichenden Konse-
quenzen gezogen wurden, um sie bei 
elementarer Bedrohung zu schützen. 
Zwar gibt es eine positive Entwicklung 
im Bereich der gerichtlichen Ahndung 
völkerrechtlicher Verbrechen, angesichts 
weltweit stattfindender Menschenrechts-
verletzungen wird aber der Bedarf nach 
weiteren effektiven Durchsetzungsme-
chanismen deutlich. Delbrück verweist 
in diesem Zusammenhang darauf, dass 
von einem wirklichen Weltinnenrecht 
erst gesprochen werden kann, wenn ne-
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ben der Erweiterung des Kreises der 
Rechtssubjekte und der Umgestaltung in 
eine materielle Ordnung, „... die voll-
ständige Unterordnung staatlicher Sou-
veränität hinsichtlich der Rechtsdurch-
setzung anerkannt und entsprechende 
Rechtsdurchsetzungsmacht den den 
Staaten übergeordneten Rechtsdurchset-
zungsinstanzen zugeordnet [wird]“ (Del-
brück 2000: 511) 
Nach einem solchen Schritt hätte das 
Völkerrecht seinen traditionellen Cha-
rakter als zwischenstaatliche Ordnung 
verloren und würde sich „... unter dem 
Gesichtspunkt der Rechtsdurchsetzung 
zu einer der gewachsenen globalen Ver-
antwortung für die Lösung dringender 
Aufgaben, wie sie etwa im internationa-
len Menschenrechts- und Umweltschutz 
anliegen, entsprechenden überstaatli-
chen Ordnung wandeln“ (Delbrück 
2000: 511). 
Aufgrund seiner traditionellen Struktur 
als Regulierungsmechanismus zwischen 
unabhängigen, souveränen Einheiten, 
entbehrt das Völkerrecht bislang einer 
umfassenden zentralen Rechtsdurchset-
zungsinstanz. Der UN-Sicherheitsrat 
kann diese Funktion nur sehr einge-
schränkt erfüllen, denn seine Kompeten-
zen (die er sehr weit auslegt) sind auf die 
Wahrung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit begrenzt. Es gibt 
zudem viele Kritikpunkte an der Kon-
zeption UN-Sicherheitsrates. Er unter-
liegt keinerlei Kontrolle und ist quasi 
Legislative, Judikative und Exekutive in 
einem. Dies widerspricht elementaren 
demokratischen Grundsätzen. Zudem 
bestehen bezüglich der Glaubwürdigkeit 
und Legitimität des UN-Sicherheitsrates 
starke Zweifel, denn seine Zusammen-
setzung kann nicht als repräsentativ be-
zeichnet werden, da seine derzeitige 
Mitgliederstruktur die weltpolitischen 
Verhältnisse in keiner Weise widerspie-
gelt. Darüber hinaus ist die Entschei-
dungsfindung innerhalb des Gremiums 
nicht nachvollziehbar, weil sie unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit stattfindet. 
Dieser Mangel an Transparenz mindert 
die Legitimität der Entscheidungen, und 
durch das Fehlen einer unabhängigen 
Überprüfungsinstanz wird dieses Legi-
timationsdefizit noch verstärkt (vgl. Pape 
1997: 264). 
In absehbarer Zukunft ist jedoch ange-
sichts der mangelnden Bereitschaft der 
ständigen Mitglieder eine grundlegende 
Reform des UN-Sicherheitsrates nicht zu 
erwarten. Auch kann angesichts der Be-
deutung, die viele Staaten ihrer Souverä-
nität nach wie vor beimessen, nicht mit 
der vollständige Abgabe der nationalen 
Durchsetzungsmacht an überstaatliche 
Instanzen gerechnet werden, wie es nach 
Ansicht von Delbrück für ein Weltinnen-
recht erforderlich wäre. Angesichts der 
Weiterentwicklung des Völkerrechts in 
eine Rechtsordnung mit materiellen E-
lementen einerseits und der unzurei-
chenden Bereitschaft der Staaten ihrer 
korrespondieren Verantwortung für de-
ren Schutz nachzukommen andererseits, 
ergibt sich folgendes Dilemma: „Das 
Völkerrecht könnte sich selbst überholt 
haben, indem es im Vorgriff auf eine 
entwickeltere internationale Rechtsor-
ganisation Gemeinschaftspflichten aner-
kannt hat, ohne ein ausreichendes 
Durchsetzungsinstrumentarium bereit zu 
stellen“ (Bryde 1993:172). 
Der Entwurf der ILC kann als Versuch 
gewertet werden, auf dieses Problem zu 
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reagieren. Um den Spezifika der neuen 
Rechtskategorien gerecht zu werden, die 
keinen einzelnen Staat, sondern die ge-
samte Staatengemeinschaft verpflichten, 
plädiert die Kommission dafür, auch 
Drittstaaten das Recht einzuräumen, in 
unterschiedlicher Weise auf Rechtsbrü-
che zu reagieren. Allerdings bleiben die 
Überlegungen der ILC sehr rudimentär 
und in ihren Konsequenzen umstritten. 
Insbesondere bezüglich der Frage, in-
wieweit Drittstaaten berechtigt sind, 
Gegenmaßnahmen gegen völkerrechts-
widriges Verhalten anderer Staaten zu 
ergreifen, herrscht unter Völkerrechtlern 
derzeit keine Einigkeit. Frowein (1989: 
228) und Annacker (1994: 86ff) plädie-
ren z. B. für ein Recht unbeteiligter Staa-
ten, Repressalien mit dem Ziel anwen-
den zu können, einen rechtswidrigen 
Zustand zu beenden. Es ist aber eine 
durchaus nicht unproblematische Vor-
stellung, dass Drittstaaten das Recht ha-
ben sollen, weltweit ohne Ermächtigung 
des UN-Sicherheitsrates z. B. gegen 
massive Menschenrechtsverletzungen 
tätig zu werden. Wenn immer mehr ma-
terielle Elemente in das Völkerrecht auf-
genommen werden, haben die Staaten 
auch immer häufiger die Möglichkeit, 
mit der offiziellen Begründung, diese 
Werte verteidigen zu wollen, gegen an-
dere vorzugehen. „Neben der Frage, 
welche Mittel eingesetzt werden können, 
beschäftigt die Völkerrechtsdoktrin vor 
allem die Frage, welche institutionellen 
Garantien gegen einen Missbrauch die-
ser Maßnahmen notwendig sind“ (Schor-
lemer 2003: 5). 
Auch die von der ICISS angeregten Al-
ternativen jenseits der vom UN-Sicher-
heitsrat legitimierten humanitären Inter-
ventionen können als Lösungsvorschläge 
gewertet werden, um angesichts einer 
gestiegenen Verantwortung der interna-
tionalen Gemeinschaft auf das Problem 
unzureichender kollektiver Rechtsdurch-
setzungsmechanismen zu reagieren.52 
Aber weder eine Intervention auf Emp-
fehlung der UN-Generalversammlung 
noch ein militärisches Eingreifen einer 
Regionalorganisation sind mit dem 
Wortlaut der UN-Charta vereinbar. Pape 
vertritt z. B. den Standpunkt, dass die 
UN-Generalversammlung „... aus recht-
lichen wie tatsächlichen Gründen nicht 
als Träger einer humanitären Interventi-
on in Frage [kommt]“ (Pape 1997: 149).  
Dies mag auch der Grund dafür sein, 
dass bislang keine militärischen Maß-
nahmen auf der Grundlage einer solchen 
Notstandssitzung durchgeführt wurden. 
Zudem ist es angesichts divergierender 
Interessen äußerst unwahrscheinlich, 
dass sich die Mitglieder der UN-
Generalversammlung auf einen gemein-
samen Standpunkt einigen können. 
Doch mit dieser Feststellung ist die Fra-
ge, was passieren soll, wenn der UN-
Sicherheitsrat in einer Krisensituation 
die eine schnelle Reaktion erfordert, 
handlungsunfähig oder -unwillig ist, 
nicht beantwortet. Dass es auch in Zu-
kunft immer wieder zu solchen Situatio-
nen kommen kann, verdeutlicht die hu-
manitäre Katastrophe, die sich im Früh-
                                                 
52 Auf die umfassende Debatte bezüglich 
humanitärer Interventionen im Allgemeinen 
kann hier nicht näher eingegangen werden. 
Siehe dazu z. B. Pape, der dieses Instru-
ment zum Schutz der Menschenrechte sehr 
kritisch beurteilt, aber letztlich zu dem 
Schluss kommt, dass es in Extremsituatio-
nen hierzu keine Alternative gibt (vgl. Pape 
1997). 
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jahr 2004 in der Sudanesischen Region 
Darfur abspielt. Ein Memorandum, das 
im Auftrag der Heinrich Böll Stiftung 
die zukünftige Rolle des Völkerrechts 
untersucht, hält es für einen Verdienst 
der ICISS, dieser Frage nicht ausgewi-
chen zu sein, sondern vielmehr Voraus-
setzungen und Umstände herausgearbei-
tet zu haben, die ein Vorgehen rechtfer-
tigen, wenn der UN-Sicherheitsrat nicht 
handelt. Denn, wo „... Zerstörung, Ver-
treibung und vielfacher Tod drohen und 
im Sicherheitsrat nicht überbrückbare 
unterschiedliche Auffassungen bestehen, 
geht es nicht mehr nur um die Autorität 
des Systems der kollektiven Sicherheit, 
sondern um die Glaubwürdigkeit des 
internationalen Systems im Ganzen“ 
(Laubach u. a. 2004: 43). 
Auch Delbrück stellt die Frage, ob sich 
die Staatengemeinschaft mit den derzei-
tigen Defiziten der Rechtsdurchsetzung 
durch den UN-Sicherheitsrat abfinden 
muss, oder ob es Alternativen gibt, ohne 
jedoch in eine unilaterale Rechtsdurch-
setzung zurückzufallen (vgl. Delbrück 
2000: 502). Darüber hinaus weist er dar-
auf hin, dass das Monopol des UN-
Sicherheitsrates zur Anwendung von 
Zwangsmaßnahmen angesichts der Viel-
zahl innerstaatlicher Konflikte die Gren-
zen seiner Handlungsfähigkeit erreicht 
hat (vgl. Delbrück 2001: 11). Er vertritt 
daher ebenso wie die ICISS die Ansicht, 
dass regionale Organisationen stärker in 
die Rechtsdurchsetzung eingebunden 
werden sollten. Anders als die ICISS, 
versucht Delbrück jedoch die Legitima-
tion militärischer Zwangsmaßnahmen 
durch regionale Organisationen in Fällen 
schwerer und systematischer Menschen-
rechtsverletzungen über das Konzept der 
Verpflichtungen erga omnes herzuleiten: 
„Ein Ansatz für die Annahme einer 
Rechtsgrundlage für eigenständige 
Rechtsdurchsetzung außerhalb des insti-
tutionalisierten Rahmens der Vereinten 
Nationen seitens regionaler Einrichtun-
gen könnte in der zunehmenden Interna-
tionalisierung, vor allem aber in der 
Vergemeinschaftung der Verantwortung 
für die Wahrung und Durchsetzung von 
elementaren Normen des Völkerrechts 
gesehen werden, denen die Staatenge-
meinschaft eine Erga-Omnes-Wirkung 
zuschreibt“ (Delbrück 2000: 507). 
Diese Überlegungen knüpfen an die 
Vorgaben der ILC an, wonach die Nicht-
einhaltung einer erga omnes-Verpflich-
tung alle Staaten in ihren Rechten ver-
letzt. Für den Schutz von Werten, die im 
Interesse der Staatengemeinschaft lie-
gen, sind demnach auch Drittstaaten 
verantwortlich. „Insoweit Staaten an 
Rechtsregimen beteiligt sind, die der 
Wahrung von Erga-Omnes-Normen die-
nen und deren Durchsetzung den betref-
fenden Staaten zur Pflicht machen, wür-
de eine rechtliche Lage entstehen, auf 
deren Grundlage auch regionale Institu-
tionen unter näher zu bestimmenden 
Umständen eigenständig militärische 
Zwangsmaßnahmen durchführen könn-
ten“ (Delbrück 2000: 508). 
Es handelt sich sowohl bei dem Entwurf 
der ILC als auch bei den Vorschlägen 
der ICISS und dem ähnlich gelagerten 
Ansatz von Delbrück um Überlegungen, 
die nicht zum geltenden Völkervertrags- 
oder –gewohnheitsrecht gehören und 
deren Umsetzung einen tiefgreifenden 
Wandel des Völkerrechts zur Folge hät-
te. Da jedoch die Prinzipien der staatli-
chen Souveränität, des Gewaltverbotes 
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und des Menschenrechtsschutzes immer 
häufiger in Widerspruch zueinander ge-
raten, scheint eine Reform der internati-
onalen Rechtsordnung in diesen Berei-
chen dringend erforderlich. Die vorge-
stellten Konzepte können einen wichti-
gen Beitrag zur Neudefinition leisten, 
z. B. die Ansicht der ICISS, Souveränität 
bedeute heute in erster Linie die Ver-
antwortlichkeit der Staaten, für die Wah-
rung eines rechtlichen Mindeststandards 
im Inneren. Auch die Betonung einer 
gestiegenen Verantwortlichkeit der in-
ternationalen Gemeinschaft für den 
Schutz fundamentaler Werte sowohl 
durch die ICISS als auch durch die ILC 
ist diskussionswürdig. 
Die vielfach betonte Willkürgefahr, die 
durch eine Aufweichung des Systems 
kollektiver Sicherheit, wie es in der UN-
Charta verankert ist, entsteht, darf jedoch 
nicht unterschätzt werden. Aus diesem 
Grund sind kollektive Aktionen unilate-
ralen vorzuziehen, zudem entsprechen 
erstere eher dem Gedanken einer verge-
meinschafteten Verantwortung, wie er 
dem Konzept der Verpflichtungen erga 
omnes zugrunde liegt. 
D. h. jedoch nicht, dass einzelne Staaten 
über keinerlei Möglichkeit verfügen, 
gegen einen Staat vorzugehen, der fun-
damentale Menschenrechte verletzt. 
Hans-Michael Empell untersucht in ei-
nem Beitrag zur Situation der Gefange-
nen von Guantánamo Bay auf Kuba die 
unterschiedlichen Mittel, die hier für die 
Bundesregierung zur Verfügung stehen, 
um gegen das Vorgehen der amerikani-
schen Regierung zu protestierten: Die 
Bundesregierung könnte u. a. Beschwer-
den beim UN-Menschenrechtsausschuss 
oder beim UN-Ausschuss gegen Folter 
einreichen oder sogar vor dem IGH kla-
gen bzw. sich in der UN-Generalver-
sammlung dafür einsetzen, dass ein Gut-
achten zur Rechtmäßigkeit des amerika-
nischen Vorgehens beim IGH beantragt 
wird (vgl. Empell 2004: 249f). 
Humanitäre Intervention müssen jedoch 
immer kollektiv im Rahmen institutiona-
lisierter Verfahren erfolgen. Zudem be-
darf jede Form der Intervention, sei sie 
durch den UN-Sicherheitsrat, durch die 
UN-Generalversammlung oder durch 
eine Regionalorganisation legitimiert, 
klarer Kriterien. Sie darf nur in Extrem-
situationen, in denen es zu massiven 
Verletzungen der Menschenrechte 
kommt oder in denen diese unmittelbar 
bevorstehen und in denen die herkömm-
lichen internationalen und regionalen 
Instrumente des Menschenrechtsschutzes 
versagt haben, als ultima ratio eingesetzt 
werden. Die ICISS spricht hier von einer 
“just cause threshold”.53 Sie fordert dar-
über hinaus die strikte Beachtung fol-
gender Punkte (vgl. ICISS 2001: XII):  
 right intention,  
 last resort,  
 proportional means,  
 reasonable prospects. 
 
                                                 
53 „In the Commission’s view, military inter-
vention for human protection purposes is 
justified in two broad sets of circumstances, 
namely in order to halt or avert:  
 - large scale loss of life, actual or appre-
hended, with genocidal intent or not, which 
is the product either of deliberate state ac-
tion, or state neglect or inability to act, or 
failed state situation; or 
 - large scale “ethnic cleansing”, actual or 
apprehended, whether carried out by kill-
ing, forced expulsion, acts of terror or 
rape” (ICISS 2001: 32). 
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Ob diese Kriterien allerdings ausreichen, 
um ein willkürliches Eingreifen auszu-
schließen, ist fraglich. Gerade bei Inter-
ventionen durch Regionalorganisationen 
besteht die Gefahr, dass Nachbarstaaten 
nicht neutral, sondern in unterschied-
lichster Weise in den Konflikt involviert 
sind und daher die Intervention nutzen, 
um ihre Macht- und Interessenkonflikte 
auszutragen.54
Es ist daher wichtig, dass eine Überprü-
fungsinstanz eingeführt wird, die die 
Einhaltung dieser Kriterien überwacht. 
Es gibt in dieser Hinsicht Überlegungen, 
die Entscheidungen des UN-Sicherheits-
rates durch einen Gerichtshof überprüfen 
zu lassen (vgl. Zürn/Zangl 1999: 23). 
Evtl. könnte der IGH diese Funktion 
übernehmen55 und nicht nur gegenüber 
dem UN-Sicherheitsrat, sondern auch 
gegenüber der UN-Generalversammlung 
oder den Regionalorganisationen eine 
Kontrolle ausüben. 
Letztlich kann aber auch die Festlegung 
von Kriterien die Missbrauchsgefahr 
nicht ganz beseitigen, denn in jedem 
Falls bleibt eine Intervention von dem 
Engagement der Staaten abhängig, die in 
sehr unterschiedlichem Maße bereit und 
in der Lage sind, einzugreifen. „Wer 
aber aus einer moralischen Verantwor-
tung heraus die humanitäre Intervention 
als letztes Mittel zur Rettung massiv be-
drohter Menschen bejaht, muss hinneh-
                                                 
54 Beispiele für diese Problematik sind die 
ECOMOG Interventionen in Liberia oder 
Sierra Leone. 
55 Die Möglichkeit der Kontrolle von Ent-
scheidungen des UN-Sicherheitsrates hat 
der IGH bereits in seiner Entscheidung zum 
Lockerbie-Fall aus dem Jahre 1992 ange-
deutet. 
men, dass der Einsatz militärischer Ge-
walt zum Menschenrechtsschutz im Er-
messen derjenigen steht, die zur Inter-
vention fähig und bereit sind. Die For-
mulierung detaillierter Anwendungsvor-
aussetzungen kann dann zwar dazu bei-
tragen, die aufgezeigten Gefahren zu 
verringern, beseitigen lassen sie sich 
damit nicht. Ob und wie einzelne Staaten 
im Konfliktfall eingreifen, bleibt letzt-
endlich weiterhin ihrem Ermessen über-
lassen“ (Ankenbrand 2002: 198). 
5. Paradigmenwechsel im 
Völkerrecht? Eine kurze 
Bilanz 
Der grundlegende Strukturwandel des 
internationalen Systems sowie eine 
wachsende Anzahl globaler Problemla-
gen übersteigen zunehmend den natio-
nalstaatlichen Handlungsrahmen. Eine 
rein zwischenstaatliche Kooperation 
reicht vielfach nicht mehr aus, um den 
hiermit verbundenen Anforderungen 
gerecht zu werden, vielmehr bedarf es 
einer Zusammenarbeit aller beteiligten 
Akteure. Entsprechend muss auch das 
Völkerrecht als rechtlicher Ordnungs-
rahmen der inter- und transnationalen 
Interaktionen weiterentwickelt und kon-
tinuierlich an die neuen Herausforderun-
gen angepasst werden. Denn ein Rechts-
system ist kein statisches Konstrukt, 
sondern sollte reale Veränderungen im 
sozialen Umfeld widerspiegeln. Entspre-
chend des Konzeptes eines Weltinnen-
rechts gilt es dabei zunächst, die nicht-
staatlichen Akteure stärker in die globale 
Rechtsordnung einzubinden. Darüber 
hinaus muss den Interessen der gesamten 
Menschheit Vorrang vor partikularen 
Ansprüchen eingeräumt werden und 
zwar durch die Objektivierung der inter-
 
KERSTIN BLOME 48 
nationalen Rechtsordnung und ihrer ef-
fektiven Durchsetzung.  
Es war das Ziel dieses INEF-Reportes, 
aufzuzeigen, welche Schritte in diese 
Richtung bislang unternommen wurden, 
wobei sich die Analyse auf das Politik-
feld Menschenrechte konzentrierte. Aus 
diesem Grund muss sich auch die Bilanz 
in erster Linie auf dieses spezifische 
Politikfeld beschränken. Andere Politik-
bereiche erfordern ggf. spezielle Formen 
der Verrechtlichung, auch wenn sicher-
lich einige generelle Rückschlüsse be-
züglich der Anforderungen an die zu-
künftige Gestalt der internationalen 
Rechtsordnung zulässig sind. 
Private Akteure werden zunehmend in 
die Lage versetzt, Rechte für sich selbst 
oder für andere einzuklagen bzw. wer-
den bei ihren Handlungen zunehmend 
auf die Menschenrechte verpflichtet. Für 
massive Menschenrechtsverletzungen 
hat sich in den letzten Jahren ergänzend 
zu der staatlichen Verantwortlichkeit 
eine individuelle völkerstrafrechtliche 
Verantwortlichkeit herausgebildet. 
Durch die Einführung der Konzepte des 
zwingenden Völkerrechts und der Ver-
pflichtungen erga omnes werden funda-
mentale Menschenrechte zunehmend der 
freien Disponibilität der Staaten entzo-
gen und alle Staaten stärker für den 
Schutz dieser Gemeinschaftsinteressen 
in die Pflicht genommen. In diesem Be-
reich sind eindeutige Konstitutionalisie-
rungstendenzen im Völkerrecht festzu-
stellen, d. h. die internationale Rechts-
ordnung enthält im Bereich des Men-
schenrechtsschutzes zunehmend mate-
rielle Elemente, die unabhängig von der 
Zustimmung einzelner Staaten Gültigkeit 
beanspruchen können. 
Im vorliegenden Report wurde jedoch 
auch dargelegt, dass es bislang nicht 
gelungen ist, die Diskrepanz zwischen 
der Objektivierung des Völkerrechts in 
Teilbereichen auf der einen Seite und 
seiner effektiven Durchsetzung auf der 
anderen Seite, aufzulösen. Es besteht ein 
Spannungsverhältnis zwischen einem 
nach wie vor stark ausgeprägten westfä-
lischen Staatensystem und zaghaften 
Ansätzen einer Weltrechtsordnung. Zwar 
ist bezüglich einer gemeinschaftlichen 
Rechtsdurchsetzung der organisierten 
Staatengemeinschaft in den letzten Jahr-
zehnten durchaus ein Aufschwung zu 
verzeichnen. Insbesondere die Errich-
tung des IStGH kann hier als positives 
Signal gewertet werden, wobei sich sei-
ne Effektivität in den nächsten Jahren 
erst noch erweisen muss. Es besteht je-
doch weiterhin ein Mangel an für ein 
Weltinnenrecht erforderlichen gemein-
schaftlichen Durchsetzungsinstanzen, die 
der gestiegenen Verantwortung der in-
ternationale Gemeinschaft für den Men-
schenrechtsschutz Rechnung tragen. 
Zudem sind die existierenden Organe 
häufig ineffektiv, wie das Beispiel des 
UN-Sicherheitsrates verdeutlicht. Diese 
Mängel sind primär auf den fehlenden 
politischen Willen der Staaten zurückzu-
führen, notwendige Reformen in Angriff 
zu nehmen. Es fehlt der Wille, weitrei-
chende Souveränitätsbeschränkungen 
hinzunehmen. Daraus resultiert eine 
Konkurrenz unterschiedlicher Wertvor-
stellungen und insbesondere ein unge-
klärtes Verhältnis von Menschenrechts-
schutz und staatlicher Souveränität. Sou-
veränität wird noch immer in erster Linie 
als Ausdruck der nationalen Interessen 
verstanden. Es fehlt die Einsicht, dass 
die Verpflichtungen gegenüber der Staa-
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tengemeinschaft langfristig auch dem 
wohlverstandenen Eigeninteresse dienen. 
Auch setzt sich erst langsam die Einsicht 
durch, dass mit der Zuerkennung der 
staatlichen Souveränität nicht nur Rechte 
verbunden sind, sondern auch Pflichten 
und das für die Einhaltung dieser Pflich-
ten nicht allein der jeweilige Staat son-
dern auch die Staatengemeinschaft als 
Ganzes die Verantwortung trägt. 
Ein grundlegendes Problem besteht zu-
dem darin, dass die Durchsetzung des 
Völkerrechts von der Bereitschaft der 
Staaten abhängt, Ressourcen bereitzu-
stellen (Finanzen, Personal etc.), wobei 
der Einsatz der Ressourcen in der Regel 
an die Eigeninteressen der betreffenden 
Staaten gekoppelt sind. 
Darüber hinaus ist eine verstärkte Einbe-
ziehung nichtstaatlicher Akteure in die 
Kontrolle der Einhaltung völkerrechtli-
cher Verpflichtungen durch die Staaten 
erforderlich. Dies erscheint angesichts 
der mangelnden Reziprozität von Rech-
ten und Pflichten im Menschenrechtsbe-
reich besonders sinnvoll. Es ist daher ein 
wichtiger Fortschritt, dass der Einzelne 
zunehmend in die Lage versetzt wird, 
seine völkerrechtlich verankerten Rechte 
eigenständig gegenüber dem Staat gel-
tend zu machen. NRO können dort wich-
tige Funktionen übernehmen, wo es dar-
um geht, dem Gemeinwohl dienende 
Interessen durchzusetzen. Transnationale 
Unternehmen sollten dagegen stärker 
völkerrechtlich für ihr Handeln zur Ver-
antwortung gezogen werden. Diesen 
Anforderungen und Verpflichtungen 
können nichtstaatliche Akteure aber nur 
gerecht werden, wenn ihre völkerrechtli-
che Stellung gegenüber den Staaten ge-
stärkt wird. Es ist daher sinnvoll, ihnen 
einen entsprechenden partiellen Völker-
rechtssubjektstatus zu verleihen, um die 
Transnationalisierung des internationa-
len Systems rechtlich zu unterfüttern. 
Ansätze zur Überwindung des Defizits in 
der Rechtsumsetzung, die wie der Ent-
wurf der ILC zur Staatenverantwortlich-
keit auf einzelstaatliche Maßnahmen 
abzielen, bergen stets ein Missbrauchsri-
siko. Um berechtigten Befürchtungen 
entgegenzutreten, dass ein Aufweichen 
des generellen Gewaltverbotes einen 
Rückfall in eine gewaltsame dezentrale 
Durchsetzung der eigenen Ansprüche 
nach sich ziehen würde, sollten die Staa-
ten auf unilaterale militärische Aktionen 
verzichten. Dies bedeutet jedoch nicht, 
dass sie schwere Menschenrechtsverlet-
zungen in anderen Staaten ignorieren 
sollten. Ihnen stehen eine Reihe von 
Instrumenten zur Verfügung, bis hin zu 
einer Klage vor dem IGH, um auf Ver-
stöße zu reagieren. 
In erster Linie muss es jedoch darum 
gehen, bereits bestehende gemeinschaft-
liche Mechanismen zu effektivieren und 
neue Kooperationsformen zu etablieren. 
Der Bericht der ICISS gibt hierzu Anre-
gungen. Es bleibt daher zu hoffen, dass 
er eine Reformdiskussion anstößt. 
Um zu gewährleisten, dass sich die Staa-
ten auf notwendige Modifikationen des 
Völkerrechts einigen, ist die Diskussion 
von Reformkonzepten, wie dem Bericht 
der ICISS, in globalen Foren erforder-
lich. Die Vereinten Nationen stellen an-
gesichts ihrer umfassenden Mitglied-
schaft ein solches Forum bereit. Im 
Rahmen der UN-Generalversammlung 
oder auf thematisch fokussierten Welt-
konferenzen können grundlegende Fra-
gen der internationalen Beziehungen 
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geklärt werden. Die Verabschiedung des 
Entwurfs der ILC zur Staatenverantwort-
lichkeit in der UN-Generalversammlung 
ist z. B. ein wichtiger Hinweis darauf, 
dass die Mehrzahl der Staaten die dort 
aufgeführten Reformvorschläge befür-
wortet, auch wenn durch die Resolution 
kein rechtsverbindliches Völkerrecht 
entsteht. Fundamentale Neuausrichtun-
gen (wie z. B. die Zukunft des Gewalt-
verbotes oder eine evtl. Neugewichtung 
des Verhältnisses von Souveränitätsprin-
zip und Menschenrechtsschutz) müssen 
hier thematisiert werden und dürfen kei-
neswegs der Definitionsmacht einzelner 
Staaten überlassen bleiben. Wichtig ist 
dabei auch, dass heute nicht mehr allein 
Staatenvertreter die Legitimation der 
Normen gewährleisten können, sondern 
auch nichtstaatliche Akteure einbezogen 
werden müssen, da diese in immer stär-
kerem Maße von internationalem Recht 
betroffen sind. Allein solche Diskussio-
nen in öffentlichen Foren sind geeignet, 
sich eines Mindestmaßes an Überein-
stimmung zu versichern bzw. allgemein-
gültige Werte und Normen hervorzu-
bringen. Auf Konsens beruhende Werte 
bilden die wesentliche Voraussetzung 
für die universale Anerkennung eines 
Weltinnenrechts. 
Wenngleich erste zaghafte Schritte in 
Richtung eines Weltinnenrechts im Be-
reich des Menschenrechtsschutzes unter-
nommen wurden, ist unübersehbar, dass 
es auch zahlreiche gegenläufige Tenden-
zen gibt. Die Schaffung eines quasi 
rechtsfreien Raumes für die Gefangenen 
von Guantánamo Bay, denen die ameri-
kanische Regierung selbst die fundamen-
talsten Rechte verweigert, ist hier ein 
Beispiel, der Skandal um die Folterun-
gen irakischer Gefangener durch ameri-
kanische Soldaten ist ein weiteres. Der 
unilaterale und völkerrechtsfeindliche 
Kurs der amtierenden amerikanischen 
Regierung bedroht das internationale 
Normensystem, das bislang kein ausrei-
chendes Instrumentarium bereitstellt, um 
mächtige Staaten rechtlich einzuhegen. 
Um ein rechtswidriges Verhalten einzel-
ner Staates in Zukunft zu verhindern, 
bedarf es daher einer deutlichen Reakti-
on aller Staaten, die mit diesem Verhal-
ten nicht einverstanden sind, und die 
stattdessen für ein am Völkerrecht orien-
tiertes, multilaterales Handeln plädieren. 
Bislang hat es die Staatengemeinschaft 
jedoch versäumt, dem unilateralen Kurs 
der Bush-Administration entschlossen 
entgegenzutreten. So gab es bislang zwar 
weltweiten Protest gegen die Menschen-
rechtsverletzungen der USA im Anti-
Terror-Kampf. Konkrete Maßnahmen, 
wie die Beantragung eines Gutachtens 
zur völkerrechtlichen Beurteilung der 
Haftsituation in Guantánamo durch die 
UN-Generalversammlung, sind dem 
Protest jedoch nicht gefolgt. Positiv ist 
allerdings zu erwähnen, dass eine Mehr-
heit für die Verlängerung der von den 
USA initiierten UN-Sicherheitsrats-
Resolution 1487, die dem Personal in 
Peacekeeping-Einsätzen aus Nicht-Mit-
gliedsländern des Römischen Statutes 
Immunität vor dem IStGH gewährt, an-
gesichts des Folterskandals im Irak der-
zeit nicht in Sicht ist. 
Ein einzelner Staat, auch wenn es sich 
um eine Weltmacht handelt, kann letzt-
lich die Weiterentwicklung des Völker-
rechts nicht aufhalten, wenn die Mehr-
heit der Staaten an einer rechtlich orga-
nisierten Gemeinschaft festhält. Es liegt 
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somit in der Hand der Staatengemein-
schaft, darüber zu entscheiden, ob sie 
einer Weltinnenrechtsordnung gegen-
über einer „Pax Americana“ den Vorzug 
gibt. Insbesondere die EU sollte hier eine 
Vorreiterrolle übernehmen und versu-
chen, in Koalition mit anderen reform-
willigen Staaten die Entwicklung voran-
zutreiben. Die Verabschiedung des Rö-
mischen Statuts zur Errichtung des 
IStGH im Jahr 1998 ist ein positives 
Beispiel dafür, dass wegweisende Ent-
wicklungen auch ohne die USA angesto-
ßen werden können. Dem müssen weite-
re Beispiele folgen. 
Natürlich ist der derzeitige Kurs der am-
tierenden amerikanischen Regierung 
nicht der einzige Trend, der eine positive 
Entwicklung im Bereich des Menschen-
rechtsschutzes konterkariert. Viele Staa-
ten missachten notorisch die Menschen-
rechte und der weltweite Anti-Terror-
Kampf scheint eine Abwärtsspirale in 
Gang gesetzt zu haben, was die Einhal-
tung der Menschenrechte betrifft. Aber 
auch nichtstaatliche Akteure, wie War-
lords oder Rebellenorganisationen, sind 
in gewaltsamen Konflikten zunehmend 
für Menschenrechtsverletzungen ver-
antwortlich. 
Abschließend bleibt daher festzuhalten, 
dass beim derzeitigen Stand der Völker-
rechtsentwicklung im Bereich des Men-
schenrechtsschutzes (noch) nicht von 
einer Weltinnenrechtsordnung gespro-
chen werden kann. Das internationale 
Normensystem wird nach wie vor stark 
von den souveränen Nationalstaaten ge-
prägt. Diese sind auch angesichts der 
globalen Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts nicht in ausreichendem 
Maße bereit, ihre nationalen Interessen 
zugunsten von Gemeinschaftsinteressen 
zurückzustellen. Es fehlt an effektiven 
gemeinschaftlichen Institutionen und der 
Bereitschaft aller Staaten, sich diesen 
unterzuordnen. 
Die Frage aus der Einleitung aufgrei-
fend, sollte im Rahmen dieses INEF-
Reportes jedoch veranschaulicht werden, 
dass es durchaus konkrete Anzeichen 
dafür gibt, dass sich das Völkerrecht im 
Bereich des Menschenrechtsschutzes zu 
einem Weltinnenrecht weiterentwickelt. 
Diese bereits vorhandenen Bausteine gilt 
es nun vehement gegenüber dem Macht-
kalkül einzelner Staaten aber auch nicht-
staatlicher Akteure zu verteidigen und 
weiter auszubauen, gemäß dem Motto: 
„Die globale Herrschaft des Rechts ist 
keine Illusion, sondern eine Vision, viel-
leicht auch schon eine konkrete Utopie“ 
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